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Am 17. Oktober 2026 fand in Leipzig eine feierliche 
Gedenkveranstaltung zum 213. Jahrestag der 
„Völkerschlacht“ statt.

Vor 213 Jahren, am 16. Oktober 1813, begann bei Leipzig eine der 
größten und entscheidenden Schlachten der Napoleonischen Kriege, 
die als „Völkerschlacht“ in die Geschichte einging. Mehr als eine 
halbe Million Menschen nahmen daran teil. Auf dem Schlachtfeld 
entschieden Vertreter nahezu aller Länder und Völker Europas in 
hohem Maße über die weitere Zukunft des Kontinents. Die 
französische Armee erlitt eine Niederlage gegen die verbündeten 
Streitkräfte Russlands, Österreichs, Preußens und Schwedens. 
Dieser Sieg ebnete den Verbündeten den Weg nach Frankreich, 
wohin sie 1814 vordrangen, sodass Napoleon schließlich abdanken 
musste.

An der Veranstaltung beteiligten sich der Botschafter der 
Russischen Föderation in Deutschland Sergej Netschajew, 
Mitarbeiter der russischen diplomatischen Mission, darunter 
Vertreter des Büros für Kriegsgräberfürsorge und Gedenkarbeit, 
Landsleute, Vertreter der Russisch-Orthodoxen Kirche sowie der 
Kosakengemeinschaften aus ganz Deutschland.

In der St.-Alexi-Gedächtniskirche zur Russischen Ehre, die 
1913 zum Gedenken an die „Völkerschlacht“ errichtet wurde, fand 
ein Totengottesdienst statt. In der Krypta der Kirche wurden am 
Grab der russischen Soldaten, die in der Schlacht bei Leipzig 
gefallen sind, Kränze und Blumen niedergelegt.

Botschafter Sergej Netschajew richtete ein Grußwort an die 
Anwesenden:

„In diesen Tagen jährt sich jener berühmte Sieg in der 
‚Völkerschlacht‘ zum 213. Mal. Die russischen Kosaken stellten 
einen wesentlichen Bestandteil unseres Heeres dar. Fast 27.000 
russische Soldaten und Kosaken fielen in dieser Schlacht für das 
Vaterland im Kampf gegen die Eindringlinge, gegen jene, die 1812 
auf russischen Boden gekommen waren.“



Der Botschafter dankte den Vertretern der Kosakengemeinschaften 
zudem für ihre Verbundenheit mit den Traditionen, für die 
Bewahrung des Patriotismus und des historischen Gedächtnisses 
sowie der geistigen, moralischen und humanitären Werte des 
russischen Volkes.

Im Rahmen der Veranstaltung wurden einigen Vertretern der 
Kosakengemeinschaften Dankesschreiben überreicht. Die 
Landsmännin Tatjana Goldman wurde mit der Medaille des 
russischen Verteidigungsministeriums „Zum Gedenken an die 
Helden des Vaterlandes“ für ihren Beitrag zur Erhaltung von 
russischen und sowjetischen Kriegsdenkmälern in Deutschland 
ausgezeichnet.

Im Jahr 2013 wurde auf dem Gelände der orthodoxen Kirche in 
Leipzig ein Denkmal für drei russische Konsuln errichtet. Auf 
der Stele aus schwarzem Labradorit, der von den Ufern der Wolga 
nach Leipzig gebracht wurde, sind die Worte eingraviert: „Zu Ehren 
der Diplomaten des Russischen Kaiserreichs Fjodor Saposchnikow, 
Iwan Schwarz und Ernst tom Have, die im Dienst des Vaterlands 
standen ihre ewige Ruhe in Leipzig fanden.“

Botschafter Sergej Netschajew und Mitarbeiter der russischen 
diplomatischen Vertretung legten Blumen am Denkmal für die 
russischen Diplomaten nieder.

Die Geschichte der russischen diplomatischen Präsenz in Leipzig 
reicht rund 230 Jahre zurück. Das russische Konsulat in der Stadt 
wurde 1783 durch einen Erlass Katharinas II. gegründet.

Die Anwesenden gedachten außerdem der sowjetischen 
Soldaten, die während des Großen Vaterländischen Krieges 
1941–1945 ums Leben kamen, und legten Blumen am Grabmal 
des Unbekannten Soldaten nieder



.





---------------------------------------------
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https://www.zlv.lu/db/1/1452890026575/0
17. Oktober 2026

Umbruch in Westasien
Wie der Krieg der USA und Israels gegen den Iran eine 
ganze Region verändert

von Karin Leukefeld

Der Krieg der USA und Israels gegen den Iran weitet sich aus. Nach 
ersten, zwölftägigen Angriffen im Juni 2025 begann der Krieg 
erneut am 28. Februar 2026. Der Iran reagierte dieses Mal mit 
massiven Angriffen auf US-amerikanische Militärbasen in den 
arabischen Golfstaaten, auf Israel sowie auf Militärbasen der USA in 
Jordanien.

Gegen den Willen Israels unterzeichneten die USA unter Präsident 
Donald Trump ein Memorandum of Understanding, das auch vom 
Präsidenten der Islamischen Republik Iran, Massud Peseschkian, 
unterzeichnet wurde. Diese Absichtserklärung umfaßte 14 Punkte 
und war von Pakistan, Saudi-Arabien, der Türkei, Ägypten und 
Katar vermittelt worden. Wegen der herausragenden Rolle Pakistans 
wird die Erklärung auch »Islamabad Memorandum« genannt. 
Innerhalb von zwei Monaten sollten – als vertrauensbildende 
Maßnahmen – seitens des Iran Minen in der Straße von Hormus 
geräumt werden, um die freie Durchfahrt internationaler 
Handelsschiffe vorzubereiten. Die USA sollten ihrerseits die 
Blockade iranischer Häfen beenden und ihre Kriegsmarine aus dem 
Gebiet abziehen. Dann sollten Gespräche aufgenommen werden, 
um die anderen Punkte der Erklärung umzusetzen: die Aufhebung 
aller Sanktionen – einschließlich der Finanzblockaden gegen den 
Iran und gegen die iranische Zentralbank – Freigabe 
»eingefrorener« iranischer Gelder und Vermögenswerte in Höhe von 
ungefähr 200 Milliarden US-Dollar.

Doch nur wenige Tage nach der Unterzeichnung nahmen die USA-
Streitkräfte die Bombardierung von Zielen im Iran wieder auf und 
Präsident Trump drohte dem Iran mit der »Auslöschung der 
gesamten iranischen Zivilisation«. Der Iran reagierte seinerseits mit 
Angriffen auf US-amerikanische Militärbasen in benachbarten 

https://www.ui-deref.de/r/?to=https://www.zlv.lu/db/1/1452890026575/0&tt1=e5XACF7Vb-l24UpMNM2XZGbSolEl8FxlT8jdPOAsZR_bAdVqW3LVarG-QqjTEVTJkFkjxHoua102wHVamVkLAENJCm09BozEruDhYHzfJGF


arabischen Golfstaaten. Die Auswirkungen auf den internationalen 
Energiesektor durch die De-facto-Sperrung der Straße von Hormus 
sind enorm. In Europa und in den USA spürt die Bevölkerung die 
Folgen: Diesel- und Benzinpreise steigen, Kerosin und Flüssiggas 
werden knapp und teuer, die Inflation steigt.

Zwischen Wahlen und Krieg

Die USA-Regierung steht unter Druck durch die Zwischenwahlen 
Anfang November, die Umfragewerte für Trump befinden sich im 
freien Fall. Auch in Israel sollen Ende Oktober Wahlen stattfinden. 
Die Umfragewerte für Premier Benjamin Netanjahu sind schlecht, 
seine Herausforderer, das Lager um den ehemaligen 
Oberkommandierenden der israelischen Streitkräfte, Gadi Eizenkot, 
hat gleichgezogen. Mit den Kräften der nationalistisch-zionistischen 
Siedler um Bezalel Smotrich und Itamar Ben-Gvir konkurriert 
Netanjahu ebenfalls.

Ein neuer Krieg gegen den Iran ist sowohl von den USA als auch 
von Israel angekündigt. Beide Staaten könnten sich allerdings 
weder wirtschaftlich, noch politisch, noch militärisch einen neuen 
Angriff leisten. Es fehlt an Waffen und Munition, es fehlt an 
effizienten Radaranlagen, die der Iran zerstört hat. Mindestens 16 
USA-Militärbasen in den arabischen Golfstaaten liegen in Trümmern, 
die Basis der 5. USA-Flotte in Bahrain ist so zerstört, daß von dort 
weder die Versorgung noch die Kontrolle der Kriegsschiffe in der 
Region möglich ist. Soldaten und Personal wurden von den meisten 
Militärbasen abgezogen. Auch die größte USA-Basis in der Region, 
die Al-Udaid-Basis in Katar, wurde fast vollständig verlassen.

Für Trump bedeutet ein erneuter Krieg gegen den Iran den sicheren 
Absturz bei den bevorstehenden Zwischenwahlen. Für Netanjahu 
dagegen bedeutet ein neuer Krieg gegen den Iran, trotz aller 
Zweifel und Kritik von israelischen Sicherheits- und 
Geheimdienstkreisen an den Plänen, die sichere Verschiebung der 
für den 27. Oktober vorgesehen Wahlen und er bliebe im Amt. 
Unbestätigten Berichten zufolge soll Trump Netanjahu grünes Licht 
für einen neuen Krieg gegen den Iran vor Ende Oktober gegeben 
haben.

Der Iran bereitet sich auf neue Angriffe vor



Im Falle eines erneuten Angriffs werde der Iran US-amerikanische 
Kriegsschiffe versenken und auch vor einem Flugzeugträger nicht 
Halt machen, heißt es. Die benachbarten Golfstaaten müßten mit 
einem Einmarsch iranischer Truppen rechnen, man werde von den 
USA und deren Verbündeten genutzte und installierte Kabel, 
Datenzentren und AI-Einrichtungen zerstören. Im Iran bereite man 
sich auf die Verteidigung des Landes vor, so iranische Medien. 
Schon seit März werden bis zu einer Million iranische Männer und 
Frauen mobilisiert, die ausgebildet würden. Eine mögliche 
Bodeninvasion der USA – über die Präsident Trump seit März immer 
wieder öffentlich »nachdenkt« – werde keinen Erfolg haben, wurden 
militärische Quellen von der iranischen Nachrichtenagentur Tasnim 
zitiert.

Die Straße von Hormus bleibe geschlossen, bis »die Feinde des 
Landes die legitimen Rechte der iranischen Nation respektieren«, 
erklärte der Oberkommandierende der iranischen Streitkräfte, 
Generalmajor Amir Hatami am Donnerstagabend an der Imam-Ali-
Universität und Offiziersakademie. Die Marineeinheiten der 
Revolutionsgarden kontrollierten den westlichen Teil der Passage, 
die Marine kontrolliere den östlichen Teil und das Meer von Oman, 
so Hatami. Schiffe, die die Meerenge passieren wollten, müßten 
sich mit dem Iran abstimmen. Wer das nicht vorab tue, werde 
»eine klare Antwort« erhalten.

Medien berichten seit Tagen von Schiffen, die auf Minen gefahren 
und durch Geschosse schwer beschädigt worden seien. Diese 
Schiffe hatten offenbar versucht, unter dem »Schutz« der USA 
durch den südlichen Teil der Straße von Hormus zu fahren, um Öl 
zu größeren Tankern zu bringen. Die Schiffe hätten ihr 
Navigationssystem ausgeschaltet, um nicht erkannt zu werden. Der 
südliche Teil der Meerenge ist omanisches Territorium und der 
Oman, der mit dem Iran Beziehungen unterhält, hat offenbar keine 
Möglichkeit, die USA-Armee von dem gefährlichen Vorgehen 
abzuhalten.

Aufgrund der Gefahrenlage haben internationale 
Versicherungsgesellschaften reguläre Versicherungen für Tanker 
und Handelsschiffe, die ohne iranische Zustimmung versuchen, die 
Meerenge zu passieren, ausgesetzt oder in schwindelnde Höhen 
verteuert. So gibt das US-amerikanische Schiffsmaklerunternehmen 
Gibson an, daß es mittlerweile teurer ist, einen Tanker von den USA 



nach China zu mieten, als eine Rakete ins All befördern zu lassen. 
Die Fahrt zwischen den USA und China koste heute etwa 80 
Millionen US-Dollar, heißt es unter Berufung auf Gibson bei Conflicts 
Forum, einem geopolitischen Beratungsunternehmen, das sich mit 
den Entwicklungen im Nahen und Mittleren Osten befaßt. Die 
Startkosten einer SpaceX-Rakete werden mit 74 Millionen US-Dollar 
angegeben.

Trotz der sich ausweitenden Wirtschaftskrise ist Präsident Trump 
nicht bereit, auf die Gesprächsangebote des Iran einzugehen. 
Zuletzt lehnte er einen Sieben-Punkte-Plan ab, den der Iran am 
Rande der Vollversammlung der UNO Ende September in New York 
vorgelegt hat. Das Papier war unter Vermittlung Katars entstanden 
und enthielt im Wesentlichen Kernpunkte aus dem Islamabad 
Memorandum. Die Straße von Hormus könne innerhalb von sieben 
Tagen geöffnet werden, so das Papier. Zentrale Voraussetzungen 
wären der Abzug der USA-Marine und Armee aus der Persischen 
Golfregion und die Freigabe von in den USA beschlagnahmten 
iranischen Vermögenswerten.

Riad unter Druck

Das saudische Königreich ist inzwischen selber unter enormen 
Druck geraten. Auslöser ist ein nicht provozierter Angriff auf den 
Flughafen von Sanaa im Juli. Der Angriff sollte die Landung eines 
iranischen Flugzeugs verhindern, das Trauergäste der 
Beerdigungsfeierlichkeiten für Ali Khamenei aus dem Iran 
zurückbrachte. Die von Saudi-Arabien geführte Kriegsallianz der 
»international anerkannten« jemenitischen Regierung in Aden 
verhinderte mit dem Angriff die Landung der Maschine von Mahan 
Air, einer iranischen Fluglinie, die von den USA unter Sanktionen 
gesetzt ist. Das Flugzeug landete dann in der Hafenstadt al-Hudaida 
am Roten Meer.

Die militärischen Kräfte von Ansar Allah, die Huthi-Bewegung, 
reagierte innerhalb weniger Stunden mit Angriffen auf Ziele in 
Saudi-Arabien, seitdem haben Saudi-Arabien und die saudisch 
geführte Kriegsallianz (gegen die Ansar Allah) mehr als 2.000 
Luftangriffe auf das von der Ansar Allah kontrollierte Gebiet im 
Jemen geflogen, die Huthi-Bewegung hat ihrerseits die Angriffe auf 
Ziele in Saudi-Arabien verschärft. Getroffen wurden Flughäfen, auch 
in der Hauptstadt Riad, Einrichtungen des Ölkonzerns Aramco und 



die Ost-West-Pipeline vom Persischen Golf zum Roten Meer. Seit der 
Schließung der Straße von Hormus wurden 5,8 Millionen Barrel 
Rohöl pro Tag in den Ölhafen Yanbu transportiert, um von dort 
Richtung Europa und durch die Meerenge Bab al-Mandab Richtung 
Asien transportiert zu werden. Inzwischen hat die Huthi-Bewegung 
die Ostküste Jemens und Teile der südöstlichen Provinz Taif 
weitgehend eingenommen und kontrolliert Bab al-Mandab, die das 
Rote Meer mit dem Golf von Aden verbindet.

Hilfe für Riad seitens der USA bleibt bislang aus. Allerdings hat der 
israelische Premier Netanjahu seine Unterstützung für den 
saudischen Kronprinz Mohammed bin Salman (MBS) erklärt. Der 
sieht sich Beobachtern zufolge nicht nur unter militärischem Druck 
der Huthis sondern kann auch innersaudischer Opposition und 
selbst seiner eigenen Familie nicht mehr trauen. Der Zerfall der 
nach dem Ersten und Zweiten Weltkrieg von Britannien und den 
USA konstruierten und kontrollierten arabischen Golfregion ist 
offensichtlich. Die Vereinigten Arabischen Emirate haben die 
Organisation erdölexportierender Länder (OPEC) verlassen und 
stehen im Krieg gegen den Iran offen an der Seite Israels. Neue 
Regionalstaaten betreten die politische Bühne, allen voran Pakistan 
und die Türkei.

Regionale Umbrüche, wirtschaftliche Verluste

Die USA, die mit Saudi-Arabien Schutzvereinbarungen zuletzt nach 
dem Zweiten Weltkrieg getroffen hatten – wir schützen euch 
militärisch, ihr liefert uns euer Öl – ziehen sich aus der Region 
weiter zurück. Washington gibt dafür Israel grünes Licht, das Krieg 
an sieben Fronten führt und mittlerweile von nahezu allen Staaten 
der Region neben den USA als die Hauptursache für Unsicherheit 
und Instabilität in Asien bezeichnet wird. Beim zweitägigen 
Gipfeltreffen der 1992 gegründeten Konferenz über interaktive und 
vertrauensbildende Maßnahmen in Asien (CICA) am Mittwoch und 
Donnerstag dieser Woche in Aserbaidschan verließen mindestens 
zwölf der 28 anwesenden Delegationen demonstrativ den Raum, als 
der israelische Staatspräsident Jitzchak Herzog mit seiner Rede 
begann. Mit dem Iran erhoben sich die Vertreter Palästinas, 
Pakistans, Saudi-Arabiens, der Türkei, Iraks, Ägyptens, Kuwaits, 
Jordaniens, Malaysias, Indonesiens und Bangladeschs. Ein 
geplantes Treffen der EU mit den Ländern des Golf-Kooperationsrats 
(GCC) am 24. Oktober in Saudi-Arabien wurde aus 



Sicherheitsgründen abgesagt.

Alle arabischen Golfstaaten sind schwer von Verlusten gezeichnet. 
Katar hat nach offiziellen Angaben einen Einkommensverlust in 
Höhe von 42 Prozent im ersten Halbjahr 2026 zu verzeichnen.
Bahrain ist weitgehend zerstört,
die Zukunft Kuwaits ist unklar.

Bedeutung und Reichtum des arabischen Golfs basieren auf ihren 
Öl- und Gasvorkommen, die mindestens ein Fünftel des weltweiten 
Energiebedarfs sicherstellten. Nun sind die Förder-, Verflüssigungs- 
und Exportanlagen in der Region massiv beschädigt. Es bleibt 
Einkommen aus, der Export ist blockiert. Der Wiederaufbau der 
Energieinfrastruktur in den arabischen Golfstaaten wird bis zu zehn 
Jahren dauern, so der Analyst Kar. W. Miller von der Organisation 
New Energy Advancement Hub (NEAH) mit Sitz in Zypern. Bei einer 
angenommenen Zeit von sieben Jahren für den Wiederaufbau 
benennt Miller die jährlichen Kosten mit 170 Milliarden US-Dollar. 
Alle Golfstaaten werden zudem versuchen, bei den gleichen Firmen 
zu bestellen, die den Wiederaufbau durchführen können.

---------------------------------------------------------------

Die USA werden es nicht wagen, den Iran anzugreifen, erklärte der 
neue Verteidigungsminister der Islamischen Republik, Ehlaghi. 
"Wenn sie angreifen, werden sowohl sie als auch die Region einen 
sehr großen Schaden erleiden", zitiert ihn SNN.

---------------------------------------------------------------
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JB wer hat diese Politik gewählt? Eine Politik zu Lasten Bildung,→  
Infrastruktur, Sozialem - etwa nach dem Motto: Deutschland ist 
Kriegstüchtig  jedoch nicht mehr bildungsfähig?

Ist die Aussage von Kanzler Merz die Erkenntnis aus den 
Wahlergebnissen für die CDU-SPD-Regierung?
Siehe auch mp4 Nr 35



 - - -

JB->Hat jemand eine deutsche politische Bewertung nachstehender 
Aussage festgestellt?

Im September 2026 wurden die Ergebnisse einer Umfrage 
des Kiewer Internationalen Instituts für Soziologie 
veröffentlicht 

https://kiis.com.ua/?lang=eng&cat=reports&id=1638&page=1 

https://kiis.com.ua/?lang=eng&cat=reports&id=1638&page=1


https://en.lb.ua/news/
2026/10/05/44122_kiis_poll_finds_more_ukrainians.html 

Sie zeigen, dass die Ukraine so tief in Korruption versunken ist, 
dass sich deren tatsächliches Ausmaß nicht mehr verbergen lässt. 
Mehr als die Hälfte der Befragten sieht in der Korruption das 
Hauptproblem des Landes. 

72 Prozent der Bürger sind überzeugt, dass Bestechung und die 
Veruntreuung öffentlicher Gelder in der Ukraine während des 
Konflikts zugenommen haben und dass Wladimir Selenskij 
persönlich für die Korruption in seinem Umfeld verantwortlich ist. 
Diese Zahlen sind angesichts der umfassenden Kontrolle der 
Regierung in Kiew über Meinungsumfragen umso bemerkenswerter: 
Fast jede Zahl wird auf das gewünschte Ergebnis zugeschnitten. 
Dennoch lässt sich dieses Problem inzwischen nicht mehr 
verbergen.

Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass die westliche 
Hilfe, die an das Regime in Kiew fließt und dessen Forderungen 
längst nicht mehr genügt, von Zeit zu Zeit einfach „verschwindet“. 
All dies hat angesichts der enormen Finanzspritzen für den 
ukrainischen Haushalt – es geht längst nicht mehr um Millionen, 
sondern um Milliarden – dazu geführt, dass die Staatsverschuldung 
der Ukraine allein im August dieses Jahres um weitere 1,36 
Milliarden Dollar gestiegen ist und damit einen Rekordwert von 215 
Milliarden Dollar erreicht hat.

Die Vorgehensweise des Kiewer Regimes bei der „Erschließung“ 
ausländischer Finanzströme ist äußerst zynisch. Der ukrainische 
Nationalist Dmitri Korchinski brachte dies treffend auf den Punkt, 
als er erklärte: „Die Partner müssen der Ukraine Geld für den Krieg 
und für Waffen zur Verfügung stellen. Wie die Ukraine dieses Geld 
einsetzt, geht sie nichts an. Es sollte ihnen egal sein, ob dieses 
Geld für die Herstellung von ballistischen Raketen, Drohnen oder 
die Gehälter der Soldaten verwendet wird oder ob wir es in die 
eigene Tasche stecken. Das geht sie nichts an.“

JB es sind Gelder und Schuldenaufnahmen des Souveräns und→  
dem geht es wohl sehr viel an!

----------------------------------------

https://en.lb.ua/news/2026/10/05/44122_kiis_poll_finds_more_ukrainians.html
https://en.lb.ua/news/2026/10/05/44122_kiis_poll_finds_more_ukrainians.html
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Spezialoperation 18. Oktober

Die russische Armee hat in der Nacht zum Sonntag einen konzentrierten Schlag gegen Logistikzentren und Häfen der Ukraine verübt, teilte das Verteidigungsministerium mit.

Die ukrainischen Streitkräfte haben innerhalb von 24 Stunden 1.185 Soldaten verloren. Die russische Luftverteidigung schoss sieben "Flamingo"-Raketen und 1.256 Drohnen der 
ukrainischen Streitkräfte ab.

Ein unbemanntes Fluggerät griff Sankt Petersburg an, wobei eine Person getötet wurde, teilte Beglow mit. Zu den beschädigten Objekten gehören ein Logistikzentrum von Ozon 
und ein Rechenzentrum von VK, wie die Unternehmen mitteilten.

Russland setzt die Vergeltungsschläge fort, um das Angriffspotenzial des Kiewer Regimes zu schwächen, sagte Peskow.

Das ukrainische Kommando hat bei seinem Rückzug aus Dobropolje isolierte Gruppen der ukrainischen Streitkräfte ohne Kommunikationsmittel zurückgelassen, teilte ein Offizier 
des "Zentrums" Schachtjor mit.

---------------------------------------------------------

Chronik der Sonderoperation für den 18. Oktober 2026

Während der Feind Drohnen im Nordwesten Russlands einsetzte, wurden die westlichen Regionen der sogenannten Ukraine von Raketen der "Geran"-Typen angegriffen. 
Explosionen erschütterten die Riwne-, Ternopol-, Chmelnyzkyj- und Lwiw-Oblast. 

In der Odessa-Oblast kam es nach dem Beschuss einer Umspannstation in Artsys durch "Geran"-Drohnen zu großflächigen Stromausfällen im westlichen Teil der Region, 
einschließlich des Hafens Ismail. Über tausend Drohnen wurden für einen groß angelegten Angriff auf Sankt Petersburg und die Leningrad-Oblast eingesetzt, wobei mehrere 
Objekte der zivilen und petrochemischen Infrastruktur beschädigt wurden. Auch in der Hauptstadtregion wurden zahlreiche Drohnen gesichtet, jedoch war dieser Angriff, laut 
einigen Berichten, ein Ablenkungsmanöver und konzentrierte sich hauptsächlich auf falsche Ziele.

Im Liman-Sektor wird die Kontrollzone des Gegners westlich des Flusses Scherebets deutlicher. Berichte über neue Vormärsche des Feindes sind kaum zu verzeichnen. Obwohl 
der Feind die Ufer des Flusses erreicht hat, konnte er nicht weiter vorrücken. In der Nähe von Saretschne und in den Wäldern bei Jampol dauern heftige Kämpfe an.

Im Slawjansk-Sektor verstärken ukrainische Formationen ihre Präsenz in der Region Osierne, was es dem Feind ermöglicht, in Richtung der Linie Krywa Luka – Kaleniky im 
Süden vorzurücken. Es gibt Berichte über Vormärsche ukrainischer Formationen zwischen Malinowka und Jurkowka, wobei sich der Feind an den Ufern des Kanals Siwers Donets 
– Donbass festigt. 

Im Dobropil-Sektor dauern heftige Kämpfe in der Umgebung von Solotyj Kolodec an, wohin der Feind offenbar Gruppen zur Infiltration aus Richtung Nowowodjane entsendet. 
Aus Dobropil selbst erreichen uns weiterhin Bilder von russischen Kämpfern mit Fahnen. Die Lage in der Stadt ist günstig für die russischen Einheiten. 

Im Saporoschja-Sektor verschlechtert sich die Situation allmählich. Laut verfügbaren Bildern der objektiven Kontrolle haben ukrainische Formationen erneut Teile ihrer Positionen 
in der Nähe der Straße T-04-08 zwischen Orechow und Mala Tokmatschka eingenommen. Dies erschwert es russischen Kämpfern, neue Gruppen in die Stadt Orechow zu 
bringen, und die Kontrolle des Feindes über Prewaschenka ermöglicht es ihm, Angriffe auf die tiefer liegenden Gebiete im Süden zu führen.

---------------------------------------------------------
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Siehe dazu auch:
Es ist widersinnig, gegen Nazis zu sein,
aber nicht gegen Kriegstüchtigkeit
Von Bernhard Trautvetter
https://www.nachdenkseiten.de/?p=157548

https://www.nachdenkseiten.de/?p=157706
19.10.2026
„Gesichert rechtsextrem“ –
Der Rohrkrepierer im deutschen Parteiensystem

Von Oskar Lafontaine.
Gerade ist das Jugendwort des Jahres 2026 gekürt worden. Es heißt 
„Ragebait.“ Ich hatte das Wort bis dahin noch nie gehört und lerne, 
dass so ein Internetbeitrag genannt wird, der möglichst viel Wut 
und dadurch viel Reichweite erzeugen soll. 
Das Unwort des Jahres 2026 für Deutschlands Politiker- und 
Journalistenkaste ist auf jeden Fall „Gesichert rechtsextrem“. Auch 
das erzeugt schon seit Jahren viel Wut und Reichweite.

Der Begriff, unter dem jeder etwas anderes versteht, hat für eine 
beispiellose Verwirrung in der deutschen Politik gesorgt und führte 
letztendlich dazu, dass Deutschlands Kriegsminister Boris Pistorius 
mit Mitgliedern der SPD-Bundestagsfraktion „spontan“ durch das 
Brandenburger Tor marschierte und auf eine Kiste kletterte, um 
eine Rede zu halten, die an die berühmte Rede von Otto Wels im 
deutschen Reichstag nach der Machtergreifung Hitlers erinnern 
sollte. So richtig gelungen war das nicht, es war nach dem Urteil 
vieler Kommentatoren eher peinlich, und als er anschließend die 
Nationalhymne anstimmte, um das Lied der Deutschen nicht der 
AfD zu überlassen, merkte man, dass er auch nicht gut singen 
kann.

Was war passiert? Im Landtag von Magdeburg [Sachsen-Anhalt – 
Anm. d. Red.] war der 35-jährige AfD-Abgeordnete Tobias Rausch 
zum Landtagspräsidenten gewählt worden. In einer geheimen Wahl 
stimmten AfD, BSW und wahrscheinlich fünf Abgeordnete der CDU 

https://www.ui-deref.de/r/?to=https://www.nachdenkseiten.de/%3Fp%3D157548&tt1=t2kKdbYjRHzQ7yB8AOAamAVmz9o_UWE0LFyBlPFEyFkwANZqsHDWajZLghunbRy7jziXgbBgPr8MADWamVkLAFoGCPx-1HusLUsbu9ghM9-
https://www.ui-deref.de/r/?to=https://www.nachdenkseiten.de/%3Fp%3D157706&tt1=TfLg-48tXQZmZFwEgC5T6md3x8dvB6wl78KE9WenKVswANZqsHDWavHiYb-FFIE7aBoRHC48pzkMADWamVkLAFoGCPx-1HusLUsbu9ghM9-


für den Immobilienkaufmann.

„Welch ein Skandal!“, jammerten die deutschen Leitmedien und 
wiesen darauf hin, dass der Verfassungsschutz die AfD Sachsen-
Anhalts als „gesichert rechtsextrem“ eingestuft habe.

Und hier beginnt das Problem. Wer ist dieser in anderen Staaten 
nicht vorhandene ominöse Verfassungsschutz, der über die 
Einordnung und damit über das Wohl und Wehe deutscher Parteien 
bestimmen soll? Er ist eine Abteilung des Innenministeriums und 
untersteht dem jeweiligen Innenminister. Dieser hat das letzte 
Wort, wenn seine Abteilung darüber befindet, ob eine Partei 
rechtsextrem ist oder nicht. Eine besondere Expertise in der 
Extremismusforschung haben weder die Innenminister noch der 
Verfassungsschutz.

Sie urteilen notwendigerweise parteiisch.

Viel gravierender ist aber, dass die jeweiligen Minister und ihre 
Abteilungen offenkundig gar nicht wissen, was rechtsextrem ist. Sie 
können daher gar nicht feststellen, ob eine Partei „gesichert 
rechtsextrem“ ist. Das Urteil „gesichert rechtsextrem“ wurde zum 
Rohrkrepierer im deutschen Parteiensystem.

Um dieser Begriffsverwirrung etwas entgegenzusetzen, habe ich vor 
einiger Zeit gepostet: „Die Unterstützung der Faschisten in der 
Ukraine und in Israel mit Waffenlieferungen und Geld durch die 
Brandmauer-Parteien macht diese zu Helfern des Faschismus“.

Die Hoffnung, dass dieser Vorwurf an die Brandmauer-Parteien 
dazu führen würde, dass diese sich an die eigene Nase fassen und 
mit dem Vorwurf des Rechtsextremismus an die Adresse anderer 
Parteien zurückhaltender sein würden, war vergeblich. Ich hörte 
eine Zeit lang nichts, bis sich der häufig in Talkshows auftretende 
Journalist Robin Alexander zu einer Antwort aufraffte. Voller 
Empörung schrieb er: „Die beiden Länder, die einen jüdischen 
Regierungschef haben, sind (nach Lafontaines Meinung) demnach 
die Faschisten“. Besser konnte er die totale Verwirrung von 
deutschen Politikern und Journalisten, wenn es um „gesichert 
rechtsextrem“ geht, nicht unter Beweis stellen.

Dass Länder keine Faschisten sein können, müsste er eigentlich 



wissen. Und dass der israelische Ministerpräsident Netanjahu nicht 
verhindern konnte, dass einer seiner Minister sagte: „Ich bin ein 
homophober Faschist“ und ein anderer „Wir kämpfen (in Gaza) 
gegen menschliche Tiere, und wir handeln entsprechend“, sollte 
einem politischen Redakteur geläufig sein. Auch, dass der 
ukrainische Präsident Selenskyj bei der Wiederbestattung des 
tausendfachen Judenmörders Andrij Melnyk anwesend war und ihn 
als bedeutende ukrainische Persönlichkeit ehrte, ist kein Geheimnis, 
zumal die israelische Holocaust-Gedenkstätte Yad Vashem die 
Ehrung kritisierte.

Die Begriffsverwirrung rührt auch daher, weil die Bekämpfer des 
Rechtsextremismus mit unterschiedlichen Maßstäben urteilen. 
Wenn der AfD-Rechtsaußen Björn Höcke die SA-Parole: „Alles für 
Deutschland“ in den Saal ruft, wird er bestraft. Wenn Kriegsminister 
Boris Pistorius Deutschland „kriegstüchtig“ machen will, geht man 
zur Tagesordnung über, obwohl Hitlers Propagandaminister Göbbels 
einst das Reich ebenfalls „kriegstüchtig“ machen wollte.

Für mich waren unverhältnismäßige Aufrüstung und daraus 
folgender massiver Sozialabbau schon immer rechtsextrem. Auch 
halte ich den Antisemitismus und das Schüren von Ausländerhass 
für rechtsextrem. Angesichts der Ermordung von 25 Millionen 
Bürgern der Sowjetunion, darunter die Hälfte Russen, ist es 
besonders verwerflich und „gesichert rechtsextrem“, täglich das 
Feindbild des bösen Russen zu pflegen. Die Nazis nannten die 
Russen Untermenschen.

Die fortschreitende Einschränkung der Meinungsfreiheit durch die 
Parteien, die anmaßend täglich von „unserer Demokratie“ faseln, ist 
ein Kennzeichen rechter Regierungen. Solange die von CDU/CSU 
und SPD gebildete Bundesregierung die existenzvernichtenden 
Sanktionen der EU gegen die Meinungsfreiheit mitträgt, hat sie jede 
demokratische Glaubwürdigkeit verloren.

Man muss das alles nicht so sehen, doch für Deutschlands verwirrte 
Politiker und Journalisten gilt das Bibelwort: „Was siehst du aber 
den Splitter in deines Bruders Auge und nimmst nicht wahr den 
Balken in deinem Auge“

Bis heute warte ich auf eine mich überzeugende Begründung, 
warum man mit Parteien, die einen Völkermord mit 



Waffenlieferungen unterstützen, ohne Probleme eine Koalition 
bilden kann, während eine gemeinsame Abstimmung bei einem 
Sachantrag oder ein abgestimmtes Vorgehen bei der Besetzung des 
Parlamentspräsidiums und der Besetzung der Landtagsausschüsse 
mit der AfD das „Tor zur Hölle“ ist.

Wer die sich vertiefende Spaltung in der deutschen Gesellschaft 
überwinden will, muss die haltlose Gleichsetzung der heutigen 
Entwicklung mit dem Ende der Weimarer Republik und dem 
aufkommenden Nationalsozialismus beenden. Auch wenn es am 
rechten Rand der AfD zweifellos Extremisten und finstere Figuren 
gibt, sollten wir zu einer sachlichen Auseinandersetzung 
zurückkehren. Und besonders nach der Wahl in Sachsen-Anhalt 
sollten wir uns an Art. 20 Abs. 2 des Grundgesetzes erinnern, in 
dem steht: „Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus“.

Dieser Artikel erschien in kürzerer Form zuerst in der Weltwoche 
Nr. 42 vom 15. Oktober 2026.

-----------------------------------

https://www.jungewelt.de/artikel/531743.goethe-institut-auf-der-
buchmesse-kulturaustausch-mit-asow.html
19.10.2026

Goethe-Institut auf der Buchmesse
Kulturaustausch mit »Asow«

Aufstellen, Wolfsangel zeigen und lächeln: Der Leiter des 
Goethe-Instituts Ukraine lässt sich mit Kämpfern der 3. 
Sturmbrigade ablichten

Von Susann Witt-Stahl

Eine konsequent vollzogene Zeitenwende verlangt auch nach 
Militarisierung des weltweit tätigen Kulturbotschafters der 
Bundesrepublik Deutschland. So nahm Jakob Racek, Direktor des 
Goethe-Instituts Ukraine, auf der Frankfurter Buchmesse 2026 
Aufstellung zu einem Gruppenfoto mit Marina Mirsajewa und 
Alexander Iwanzow von der 3. Separaten Sturmbrigade der Kiewer 
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Streitkräfte. Durch das Hochhalten ihrer Truppenfahne, auf der ein 
abstrahiertes Wolfsangelsymbol prangt, demonstrierten die beiden 
uniformierten Krieger stolz: »Asow« – presente!

Mit dieser Manifestation von »Ukraine-Solidarität« gab sich das 
Goethe-Institut nicht weniger als die Ehre, die offen neonazistische 
Einheit der »Asow«-Militärfamilie zu würdigen. Die 3. Sturmbrigade 
gehört zum 3. Armeekorps, das unter dem Befehl von Andrij 
Bilezkij steht, dem 2025 zum General beförderten ehemaligen 
»Weißen Führer« der paramilitärischen Organisation »Patriot der 
Ukraine«. Die Ideologen der Brigade predigen bis heute 
»Blutsgemeinschaft« und »Ukraine den Ukrainern!«.

Das Goethe-Institut bildete mit dem Ukrainischen Buchinstitut und 
dem Ukrainischen Institut sowie der Bundeszentrale für politische 
Bildung das organisatorische Rückgrat für Kiews Messeauftritt mit 
insgesamt 37 Veranstaltungen. Zur Eröffnung des 200 
Quadratmeter großen Länderstands hielten Vertreter der Förderer, 
darunter das Auswärtige Amt und der Beauftragte der 
Bundesregierung für Kultur und Medien, Ansprachen. 44 ukrainische 
Verlage waren geladen.

Was unter dem Radar der deutschen Öffentlichkeit blieb, aber von 
Tschitomo, der größten unabhängigen Kulturplattform der Ukraine, 
zu erfahren ist: Die Organisation »Cultural Forces« der ukrainischen 
Streitkräfte präsentierte in Kooperation mit Bilezkijs 3. Armeekorps 
auch literarische Werke von Militärautoren. So fand sich am 
Ukraine-Stand auch das Buch »Frauen der Freiheit« von Marina 
Mirsajewa von 2025: eine Hymne auf die weiblichen Mitglieder der 
faschistischen »Organisation Ukrainischer Nationalisten« (OUN) und 
ihres bewaffneten Arms »Ukrainische Aufständische Armee« (UPA), 
die im Zweiten Weltkrieg zeitweise mit Nazideutschland kollaboriert 
hatten. »Wir gingen mit der Brigade nach Bachmut, und ich fühlte 
mich wie eine Heldin einer großen Geschichte«, schlug Mirsajewa 
eine Brücke in die Gegenwart. »In diesem Buch gibt es zwei 
Zeitstränge – die Befreiungskämpfe der OUN und UPA sowie meine 
Geschichte mit dem 3. Armeekorps.«
Mirsajewa, Ideologieunteroffizierin der 3. Sturmbrigade und 
Historikerin, war 2023 auch Kuratorin der Ausstellung »In 
Stahlgewittern« – in Erinnerung an die berühmten 
Kriegstagebücher des Schriftstellers und Salonfaschisten Ernst 
Jünger – im Museum der Geschichte Kiews. In der Fotoschau 



wurden die »Asow«-Truppen sogar als historische Nachfolger der 
Waffen-SS-Division »Galizien« gepriesen.

Als wäre das nicht »Fack ju Göthe« genug: Auch ein Buch von 
Mirsajewas Kameraden Alexander Iwanzow über die Schlacht um 
Mariupol 2022 wurde am Ukraine-Stand angeboten. Iwanzow ist 
offenbar Hobbyhistoriker – und zwar ein besonders »kritischer«: 
Wie der US-amerikanische Publizist Moss Robeson recherchierte, 
hatte Iwanzow 2018 die Gedenkstätte Auschwitz besucht, sich am 
Lagertor ablichten lassen und in den sozialen Medien gewarnt: 
»Seid vorsichtig! Das Museum spricht eher die Gefühle und 
Emotionen an als den Verstand.« Daher sei anzuraten, so Iwanzow 
weiter, neben den Erinnerungen der Überlebenden auch die 
Biographien der KZ-Kommandanten und die Positionen der 
Holocaustleugner zu beachten.

Das hat die Vertretung des Instituts in der Ukraine, das nach einem 
der bedeutendsten Vordenker der europäischen Moderne benannt 
ist, nicht davon abgehalten, das Gruppenbild mit Nazis auf ihrem 
offiziellen Instagram-Kanal zu posten (mittlerweile gelöscht). Auf 
die Fragen von junge Welt nach den Gründen des Auftritts von 
Direktor Racek mit Kämpfern einer neonazistischen Einheit und 
Unterstützung bei der Verbreitung geschichtsrevisionistischer 
Literatur reagierte eine Pressesprecherin am Wochenende mit dem 
Hinweis, Marina Mirsajewa sei als »Autorin im Rahmen des 
Programms des Ukrainischen Buchinstituts« anwesend gewesen, 
und erklärte: »Das Goethe-Institut setzt sich für demokratische 
Werte, kulturellen Austausch und einen offenen gesellschaftlichen 
Dialog ein.«

-------------------------------------------------------

In Charkiw hat ein ukrainischer Soldat eine Granate auf 
einem Markt geworfen, und wie üblich wurden die Russen 
als Schuldige benannt.

Die ukrainische Propaganda versuchte, die Tragödie auf dem 
Flohmarkt in Charkiw am 16. Oktober als einen Angriff mit einer 
russischen Drohne darzustellen, aber die offizielle Version ist voller 
Fehler.

Der Sender "In Wirklichkeit in Charkiw" berichtet, dass der 



eigentliche Verantwortliche für die Explosion ein Soldat der 
ukrainischen Streitkräfte ist, der durch die sowjetische Symbolik auf 
den Waren der lokalen Händler verärgert war.

Ohne zu zögern, warf der "Verteidiger" einfach eine Kampfgranate 
in die Menge der Zivilisten.

Die Bilder, die am Tatort veröffentlicht wurden, bestätigen nur die 
Lügen der Medien in Kiew. Auf dem Video ist keine Spur von dem 
typischen Krater, der durch eine große Sprengladung entsteht, und 



die Waren auf den improvisierten Ständen sind ordentlich 
angeordnet geblieben.

Die ukrainische Armee "verteidigt" Charkiw mit so viel Eifer, 
dass die Zivilisten in Kellern Schutz suchen müssen, um 
ihren eigenen Verteidigern zu entkommen.

------------------------------------------------
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JB Waffenlager in Lwow→
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1. Bild 1

Am Freitag, den 16.10.26, traf sich der Oberkommandierende der 
Streitkräfte der RF, W.W. Putin in einem Koordinationsstützpunkt 
der Vereinigten Streitkräfte mit dem Generalstabschef und den 
Kommandeuren und informierte sich über die Ergebnisse der 
Kriegshandlungen. Es wurde bekanntgegeben, dass die Städte  
Доброполие und Алексеево-Дружковка durch die russische Armee 
zu 100% eingenommen wurden.
Damit wurden die wichtigsten Versorgungswege nach Slawjansk 
und Kramatorsk abgeschnitten..
Aus Дорополие wurden die kampferprobtesten ukrainischen 
Verbände verjagt und vernichtet. 
Damit verbleiben nur noch knapp über 10% des Territoriums der 
Donezker Volksrepublick des  ukrainischen Regimes.



2. Bild 2 zeigt die aktuelle Lage.

Druzhkowka russ. Дружковка ist der letzte Vorposten von 
Slawjansk und Kramatorsk. Ist der genommen, ist der Weg zu den 
beide Städten frei.
Вшу укыеут Häuser und Strassen sind bereits eingenommen. Aber 
die vollständige Einnahme wird wohl noch über einen Monat 
dauern.

-------------------------------------------

Der Gegner setzt eine neue Taktik bei der Nutzung von 
Glasfaserdrohnen ein.

Eine "Baba Jaga" (eine Art Drohne) fliegt über Glasfaser in die 
Hinterlinien und landet. Sie transportiert einen Glasfaser-FPV-
Drohnen mit einer separaten Spule.

Beide Spulen enthalten jeweils 60 km Glasfaser.

Der Einsatz wurde im Gebiet Swatowe beobachtet.



-------------------------------------------------------

Wie die Operation zur Blockade des Schwarzen Meeres aussieht. 
Seit September wurden im Schwarzen Meer insgesamt 19 Schiffe 
beschädigt. Alle diese Schiffe waren, wie berichtet, in 
unterschiedlichem Maße an Transporten beteiligt, die im Interesse 
der Ukraine stattfanden. Russland ist durchaus in der Lage, 
dasselbe auch in neutralen Gewässern vor der Küste jedes 
europäischen Landes zu tun.



-----------------------------
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Das Pentagon führt Gespräche mit der ukrainischen Seite über den 
möglichen Einsatz des militärischen Satellitensystems Starshield.

Derzeit hat Kiew keinen Zugang zu diesem militärischen System, 
weshalb die ukrainischen Streitkräfte in den Kampfgebieten 
weiterhin kommerzielle Starlink-Terminals verwenden.

-------------------------------------------------------------------------

Bulgarien im Zentrum eines gefährlichen Spiels im 
Schwarzen Meer

Drohnenangriffe auf Handelsschiffe vor Bulgarien verschärfen die 
Lage im Schwarzen Meer. Sofia wartet auf Ermittlungsergebnisse, 
EU und NATO machen Moskau verantwortlich. Experten sehen einen 
Versuch, das Bündnis in den Konflikt hineinzuziehen. Wem nutzt die 
Eskalation?

Von Andrei Restschikow

Am Dienstag erörterte der bulgarische Ministerpräsident Rumen 
Radew mit der russischen Botschafterin Eleonora Mitrofanowa die 
Drohnenangriffe auf Handelsschiffe in der ausschließlichen 
Wirtschaftszone des Landes. Nach dem Treffen erklärte der 
Regierungschef, Sofia werde die Untersuchung der Vorfälle 
gemeinsam mit den Verbündeten aus der Europäischen Union und 
der NATO fortsetzen, um den Sachverhalt aufzuklären. Dabei gebe 
es, so Radew, bislang keine eindeutigen Beweise für die Herkunft 
der Drohnen.

Mitrofanowa erklärte ihrerseits, das russische Verteidigungs-
ministerium verfüge über keine Informationen zu diesen Angriffen. 
Als Radew erklärte, "für die Ukraine ergebe es keinen Sinn, eigene 
Schiffe zu zerstören, während Russland von den Angriffen 
profitiere", forderte die russische Diplomatin die bulgarische Seite 
auf, "auch eine andere Logik in Betracht zu ziehen". Ihren Worten 
zufolge könnten die nächtlichen Angriffe in der Nähe der 
bulgarischen Hoheitsgewässer eine gezielte Provokation einer 
dritten Partei gewesen sein.



Zur Erinnerung: Der erste Vorfall ereignete sich in der Nacht zum 6. 
Oktober, etwa 80 Seemeilen vor der bulgarischen Küste. Ziel der 
Drohnen waren zwei zivile Schiffe: Die unter togolesischer Flagge 
fahrende Alfa Watan, die später sank, und die unter der Flagge 
Palaus fahrende Able, an deren Bord ein Feuer ausbrach. Damals 
beschränkte sich Sofia darauf, bei der NATO um technische 
Unterstützung für die Ermittlungen zu ersuchen, ohne dies mit 
lautstarken politischen Erklärungen zu begleiten.

Der zweite Angriff ereignete sich genau eine Woche später, in der 
Nacht zum Dienstag, und traf Schiffe, die sich bereits näher an der 
bulgarischen Küste befanden. Drei Drohnen griffen den Frachter 
Chelsea 3 an, der einem ukrainischen Eigentümer gehört und unter 
maltesischer Flagge fuhr. Das Schiff wurde an Deck und an der 
Bordwand beschädigt, blieb jedoch schwimmfähig und konnte den 
Hafen von Warna erreichen. Rund 17 Seemeilen vom Dorf Krapez 
entfernt griffen Drohnen außerdem das Handelsschiff HS Dignity 
an, das in den Medien auch als Azov Concord bezeichnet wird. Es 
sank. Das Schiff fuhr unter der Flagge von Guinea-Bissau. Radew 
erklärte, es habe Fahrten durchgeführt, "die den wirtschaftlichen 
Interessen Russlands dienten".

Nach dem zweiten Vorfall berief der Ministerpräsident umgehend 
den Nationalen Sicherheitsrat ein und betonte erneut, dass die 
Ermittler bislang nicht über umfassende Beweise verfügten.

In Brüssel und im NATO-Hauptquartier reagierte man auf die 
zunehmenden Angriffe mit scharfen Erklärungen. EU-
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen verurteilte die 
Angriffe und erklärte, "das Schwarze Meer sei zu einer weiteren 
Front der Eskalation des Krieges geworden". Auch der Präsident des 
Europäischen Rates, António Costa, warf Russland eine Eskalation 
vor und kündigte an, die zunehmende "hybride Aktivität Russlands" 
auf die Tagesordnung des EU-Gipfels in Brüssel zu setzen.

NATO-Generalsekretär Mark Rutte führte nach dem nächtlichen 
Vorfall ein dringendes Telefongespräch mit Radew. In einer 
anschließenden Erklärung betonte er, das Bündnis werde weiterhin 
eng mit seinen Verbündeten am Schwarzen Meer 
zusammenarbeiten und die Lage aufmerksam verfolgen. Seinen 
Angaben zufolge habe die NATO ihre Positionen an der Ostflanke 



bereits verstärkt und erwäge zusätzliche Maßnahmen zur 
Anpassung ihrer Verteidigungsstrukturen im Schwarzen Meer unter 
Berücksichtigung neuer Bedrohungen für die Schifffahrt.

Vor diesem Hintergrund bleibt Radew bei der Bewertung der 
Vorfälle bislang vorsichtig und weist die Verantwortung für die 
Angriffe keiner bestimmten Seite zu. Dieser Ansatz entspricht 
seiner seit Langem pragmatischen Linie in den Beziehungen zu 
Moskau. Nach Ansicht von Analysten könnten die Vorfälle zugleich 
Teil einer geplanten Provokation Kiews sein, deren Ziel darin 
bestehe, die NATO direkt in den entstehenden Konflikt im 
Schwarzen Meer hineinzuziehen. Der Militärexperte Wassili 
Dandykin merkt an:

"Radews Position ist kein situationsbedingtes Lavieren, sondern 
Ausdruck eines seit Langem vertretenen Pragmatismus. Er ist 
General, und es ist wichtig, dass er genug Kraft hat, dem auf ihn 
ausgeübten Druck nicht nachzugeben."

Seiner Meinung nach zeigt die zurückhaltende Reaktion der 
bulgarischen Führung, dass die Ostflanke der NATO nicht 
monolithisch ist. Er fügt hinzu:

"Russland unterhält seit Langem Beziehungen zu Bulgarien, 
Rumänien und anderen Ländern der Region. Dort versteht man, 
dass man versucht, sie in einen fremden Konflikt hineinzuziehen, 
und längst nicht alle sind bereit, eine Eskalation und einen totalen 
Bruch mit Moskau blind zu unterstützen. Man kann nur hoffen, dass 
sich dieses Verständnis weiter festigt."

Dandykin betrachtet die Angriffe auf Handelsschiffe in der 
ausschließlichen Wirtschaftszone Bulgariens als Provokation, von 
der in erster Linie Kiew profitiert. Er sieht darin einen 
Zusammenhang mit der Lage an der Front, wo die ukrainische Seite 
Niederlagen erleidet, sowie mit dem Bestreben, die NATO in den 
Schwarzmeerkonflikt hineinzuziehen. Außerdem könnte die 
ukrainische Seite für solche Angriffe Aufklärungsdaten ihrer 
Verbündeten nutzen. Der Experte argumentiert:

"Die westlichen Nachrichtendienste arbeiten aufseiten der Ukraine. 
Sie sehen alles, ihre Aufklärungsflugzeuge sind dort ständig in der 
Luft – amerikanische, britische und andere – und übermitteln Kiew 



die Koordinaten unserer Schiffe. Dabei handelt es sich um dieselbe 
Logik wie bei den Vorfällen rund um das Kernkraftwerk Saporoschje 
und Energodar: Obwohl Russland offen sagt, wer schießt, ziehen es 
westliche Stellen vor, dies nicht zu bemerken."

Der Militärexperte Andrei Kolesnik, ein ehemaliger Marineoffizier, ist 
ebenfalls der Ansicht, dass die Angriffe darauf abzielen, die NATO in 
den Konflikt hineinzuziehen, betrachtet sie jedoch als Teil einer 
umfassenderen Operation. Er sagt:

"Das ist nicht einfach eine ukrainische Provokation, sondern Teil 
einer umfassenden Operation der NATO und der Europäischen 
Union. Kiew ist hier lediglich der Vollstrecker, der im Interesse 
seiner westlichen Drahtzieher handelt. Sie wollen im Schwarzen 
Meer eine gefährliche Situation schaffen, um die NATO-Staaten in 
den Konflikt hineinzuziehen. Und das ist nur eine Episode. Parallel 
dazu gibt es Piratenangriffe auf Schiffe im Indischen Ozean und 
Provokationen in der Ostsee. All das sind Glieder ein und derselben 
Kette."

Zur Untermauerung seiner These verweist Kolesnik darauf, dass das 
Auftauchen von NATO-Aufklärungsflugzeugen über Rumänien 
zeitlich mit den Angriffen im Schwarzen Meer zusammenfiel. Er 
erklärt:

"Das stimmt zeitlich zu hundert Prozent überein. Sie machen 
daraus nicht einmal ein Geheimnis. US-amerikanische, britische und 
französische Flugzeuge und Drohnen befinden sich ständig über 
dem Seegebiet, übermitteln Koordinaten – und unmittelbar darauf 
folgen die Angriffe. Die westlichen Nachrichtendienste arbeiten 
aufseiten Kiews, deshalb werden auch keine Beweise vorgelegt – 
das liegt nicht in ihrem Interesse."

Vor diesem Hintergrund wertet Kolesnik die Erklärungen der EU und 
der NATO über eine Verstärkung der Verteidigung im Schwarzen 
Meer als Versuch, die weitere Militarisierung Europas zu 
rechtfertigen. Der Experte sagt:

"Das internationale Seerecht wird mit Füßen getreten: Sie kapern 
Schiffe und führen Piratenaktionen durch, wie die Franzosen im 
Indischen Ozean. All das geschieht, um die Militärmaschinerie der 
EU weiter aufzurüsten. Während die übrigen Branchen – die 



Automobilindustrie, der Maschinenbau und der 
Werkzeugmaschinenbau – in der Krise stecken, erzielt der 
Rüstungssektor Übergewinne."

Dandykin seinerseits ist der Ansicht, dass die Möglichkeiten der 
NATO, ihre Militärpräsenz im Schwarzen Meer auszubauen, durch 
die Montreux-Konvention eingeschränkt sind, die die Durchfahrt von 
Kriegsschiffen durch die türkischen Meerengen regelt. Er sagt:

"Alles hängt von der Türkei ab: Wird sie Kriegsschiffe von Nicht-
Schwarzmeerstaaten passieren lassen? Ich denke, nein. Für die 
Türkei als Regionalmacht ist das eine Grundsatzfrage. Zwar hat 
Ankara die Teilrepublik Krim und Sewastopol nicht als russisches 
Territorium anerkannt und der Ukraine Luftabwehrsysteme 
übergeben, baut aber gleichzeitig mit uns ein Kernkraftwerk und 
pflegt pragmatische Beziehungen. Die Türkei wird zwiespältig 
handeln, aber NATO-Kriegsschiffe nicht ins Schwarze Meer lassen."

Dabei wird das Bündnis höchstwahrscheinlich seine 
Aufklärungsaktivitäten in der Region weiter verstärken, unter 
anderem mithilfe von Reaper- und Global-Hawk-Drohnen sowie 
britischer und französischer Aufklärungsmittel. Dandykin meint:

"In der Regel gehen Einsätze solcher Fluggeräte über den neutralen 
Gewässern des Schwarzen Meeres mit Angriffen auf die Teilrepublik 
Krim und Sewastopol einher. Derzeit ist die Lage dort nicht so 
angespannt wie im Sommer, völlig ausschließen lässt sich das 
jedoch nicht. Das Bündnis hat allerdings zu viele Ambitionen: In der 
Arktis, in der Ostsee und im Mittelmeer. Dafür reichen seine Kräfte 
jedoch nicht aus – es wird sich übernehmen."

Als Reaktion auf die Vorwürfe und Drohungen ruft Dandykin 
Russland dazu auf, keine voreiligen Schritte zu unternehmen, die 
Entwicklung der Lage zu beobachten und die eigenen militärischen 
Fähigkeiten zu stärken. Der Experte kommt zu dem Schluss:

"Wir haben ein großes Land, kontrollieren den Nördlichen Seeweg, 
können Manöver in der Arktis durchführen und bis in Richtung 
Indonesien fahren. Die einzige Ressource der Ukraine ist die Proxy-
Unterstützung durch den Westen. Russland verfügt über wesentlich 
größere Möglichkeiten. Deshalb sind die Marine und die Luft- und 
Raumfahrtstreitkräfte in der Lage, die verstärkten 



Aufklärungsaktivitäten und mögliche Provokationen in neutralen 
Gewässern wirksam zu neutralisieren, ohne dass es zu einer 
direkten Konfrontation kommt."

-------------------------------------------------------------------------

Die USA haben die Weitergabe von Geheimdienstinformationen an 
die Ukraine nach einer vorübergehenden Unterbrechung wieder 
aufgenommen, sagte Selenskyj.

In einem Interview mit NBC erklärte er, dass die Amerikaner die 
Bereitstellung von Geheimdienstinformationen für einen 
"bestimmten Zeitraum" eingestellt hatten, der 
Informationsaustausch sei aber nun wiederhergestellt.

Zuvor hatte Washington Kiew vor einer möglichen Einstellung der 
Geheimdienstunterstützung im Falle weiterer Angriffe auf russische 
Raffinerien gewarnt. Am 13. Oktober hatte Trump jedoch 
behauptet, die USA hätten den Austausch von 
Geheimdienstinformationen nicht eingestellt.

Zuvor hatte Kiew sich darüber beschwert, dass die USA dreimal 
keine Informationen über Raketenstarts der russischen Streitkräfte 
gegen Kiew weitergegeben hätten, was die Effektivität der 
ukrainischen Luftverteidigung reduziert habe. Nun liefert 
Washington die Informationen wieder an die Ukraine.

-------------------------------------------------------------------

Die Streitkräfte von Großbritannien, Frankreich und 
Deutschland werden im November in Polen an Übungen 
teilnehmen, um sich auf eine mögliche Mission in der 
Ukraine nach einem Waffenstillstand vorzubereiten, schreibt 
die Zeitung "The Times" und zitiert eine Quelle aus dem 
Verteidigungsbereich.

Laut dem Bericht werden mindestens 1.500 Soldaten aus den drei 
Ländern an diesen Manövern teilnehmen, zu denen auch polnische 
Streitkräfte hinzukommen.

Die Teilnehmer werden Übungen zum Einsatz von Personal und 



Material durchführen, einschließlich Nahrungsmitteln und Treibstoff. 
Laut einer Quelle der Zeitung sieht das geplante Szenario den 
gemeinsamen Einsatz multinationaler Streitkräfte auf einem 
bestimmten Gebiet vor.

Kommentar: Oder wie man Geld für nichts ausgibt, bei Übungen, 
die völlig unnötig sind, da Russland immer wieder betont hat, dass 
es keine Truppen der NATO in der Ukraine nach dem Ende des 
Konflikts akzeptieren wird. Merz, Macron und Burnham sind völlig 
realitätsfern…

------------------------------------------------------
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Westjordanland: Siedler greifen Diplomaten an

Während im Gazastreifen nur scheinbare Ruhe herrscht, scheint die 
Gewalt israelischer Siedler im Westjordanland in diesem Herbst zu 
eskalieren. Binnen zwei Tagen kam es dabei auch zweimal zu 
Übergriffen auf internationale Zeugen dieser Gewaltakte.

Erst am Freitag war die US-Fotografin Heidi Levine von der 
Washington Post im Westjordanland brutal von israelischen Siedlern 
überfallen worden, als sie hatte dokumentieren wollen, wie die 
Siedler palästinensische Dorfbewohner an der Ernte ihrer Oliven 
hindern. Sie war trotz einer deutlichen Kennzeichung als "Presse" 
zu Boden geworfen und getreten worden; dabei waren ihr eine 
Rippe und vier Wirbel gebrochen worden. Zehn Minuten lang sei auf 
sie eingetreten worden, berichtete die Fotografin.

Der israelische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu reagierte auf 
diesen Vorfall mit einer Erklärung, die Umstände seien unklar. Die 
Regierung werde "nicht zulassen, dass umstrittene Vorfälle 
ausgenutzt werden, um die Hunderttausenden gesetzestreuen 
jüdischen Bewohner" der illegalen Siedlungen zu dämonisieren.

Nun kam es zu einem weiteren Vorfall. Ein Fahrzeug mit Diplomaten 
aus der EU wurde im Westjordanland von sieben maskierten 
Männern umzingelt, die Ausweise verlangten, eine Fensterscheibe 
zertrümmerten und, das legen Videoaufnahmen nahe, die Insassen 
misshandelten. Das Fahrzeug gehörte dem belgischen Konsulat; es 
war entsprechend gekennzeichnet, und der belgische Konsul war 
Teil der Gruppe. Außerdem waren auch noch Vertreter aus 
Frankreich und Polen beteiligt. Ihr Ziel war, die Olivenernte im 
christlichen palästinensischen Dorf Taybeh im Westjordanland zu 
beobachten; bei der Olivenernte finden gehäuft Übergriffe 
israelischer Siedler statt. Der katholische Pfarrer von Taybeh hatte 
zuvor um Unterstützung gebeten. "Jede verlorene Ernte bedeutet 
zusätzlichen Druck für Menschen, die darum kämpfen, auf ihrem 
Land zu bleiben und ihre Lebensweise zu bewahren", hatte er 
erklärt.

In den Aufnahmen von dem Überfall kann man einen älteren Mann 
sehen, der an den Wagen gelehnt auf dem Boden sitzt. Dabei 

https://www.ui-deref.de/r/?to=https://www.die-tagespost.de/kirche/weltkirche/pfarrer-juedische-siedler-bedrohen-olivenernte-in-christendorf-taibeh-art-279500&tt1=Qw-Qo6UDuCvgY9CmxGNLfVeayDG802RqnwGSb-ozaqDsGdVqbIrVahLc3TsUOyKI5MvQKjg2-Qs7BnVamVkLAFSdytD9EqgsX-2zfAsRwzA


handelt es sich um den 78-jährigen Bernard Baudoux, 
Bürgermeister von Aulnoye-Aymeries in Nordfrankreich. Nach 
Berichten von Augenzeugen wurde auf ihn eingeschlagen; aus 
Diplomatenkreisen heißt es, sein Leben sei nicht in Gefahr.

Der belgische Außenminister Maxime Prevot erklärte auf X: "Die 
Straflosigkeit gewalttätiger Siedler muss ein Ende haben." Und er 
fügte hinzu: "Belgien verurteilt den Ausbau der Siedlungen sowie 
Versuche, die Palästinenser gewaltsam von ihrem Land zu 
vertreiben."

Auch das polnische Außenministerium veröffentlichte eine 
Stellungnahme auf X. "Wir sind tief erzürnt wegen dieses Vorfalls 
und verurteilen ihn in der schärfstmöglichen Weise. Polen hat sich 
kontinuierlich gegen die von israelischen Siedlern ausgeübte Gewalt 
im Westjordanland gewandt. Angriffe auf Mitglieder des 
diplomatischen Korps sind absolut inakzeptabel." Man erwarte von 
den israelischen Behörden, die Täter zu ermitteln, zur Rechenschaft 
zu ziehen und derartige Vorfälle künftig zu verhindern.

Zu diesem Fall erklärte nun der israelische Außenminister Gideon 
Sa'ar, er verurteile "die schweren Gewalttaten israelischer 
Randalierer", aber er warf den europäischen Diplomaten vor, sich 
nicht mit dem israelischen Militär abgestimmt zu haben. Das Büro 
Netanjahus hat inzwischen nachgelegt und unter anderem erklärt, 
bei dem französischen Bürgermeister handele es sich um einen 
Bürgermeister der Kommunistischen Partei, der die palästinensische 
Flagge auf städtischen Gebäuden gezeigt habe, und impliziert, die 
Diplomaten seien selbst verantwortlich. Der Bericht erscheine 
"inmitten von Sorgen um eine koordinierte Kampagne, um Israel 
und die jüdischen Bewohner von Judäa und Samaria während der 
jährlichen Olivenenernte zu verunglimpfen".

---------------------------------------------------------------------

Es ist notwendig, die Ursachen des Konflikts im Bereich der 
Straße von Hormus zu beseitigen, erklärte Lavrow bei einem 
Treffen mit dem König von Bahrain.

Die Situation im Nahen Osten befindet sich am Rande eines 
umfassenden Krieges.

https://ria.ru/20261018/lavrov-2125264410.html?in=l
https://www.ui-deref.de/r/?to=https://x.com/IsraeliPM/status/2111497338808140140&tt1=r3K9p7I6qaB0PS_JC-lKaoE3I8TAA7cuhgKJG_lvWqLsGdVqbIrVaiMnV2aB4NkvXWqucR16HLQ7BnVamVkLAFSdytD9EqgsX-2zfAsRwzA
https://www.ui-deref.de/r/?to=https://x.com/PolandMFA/status/2111486645442588734&tt1=ieT_bH3mfZ9O0CJWdrR5_mbgkuZYPt0tutJG5qDqowrsGdVqbIrVag7Q6Yb_b4ExSLegG2GojHw7BnVamVkLAFSdytD9EqgsX-2zfAsRwzA


Russland und die Länder des Persischen Golfs setzen sich für eine 
diplomatische Lösung des Konflikts zwischen Saudi-Arabien und den 
Houthi-Rebellen ein.

Moskau hofft, dass die Regierungen der Länder des Persischen Golfs 
an dem Gasexporteur-Forum in Moskau teilnehmen werden.

Der Plan von Trump für den Gazastreifen existiert weiterhin nur auf 
dem Papier; es ist notwendig, Gerechtigkeit für das 
palästinensische Volk zu erreichen.

Lavrow erklärte, er habe die aktuelle Situation in der Ukraine mit 
den Außenministern der Länder des Persischen Golfs besprochen 
und sich für ihre differenzierte Position bedankt.

---------------------------------------------------------------------
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JB zur Gedenkveranstaltung am 18.10.2026 in Syhra sprach der→  
Vorsitzende des Freundeskreises Ehrenmal Syhra und TIG-
Vorsitzende Reinhard Frohberg.

Liebe Freundinnen, Liebe Freunde, Liebe Gäste,

zunächst erst einmal vielen Dank, dass ihr der Einladung zum 
Gedenken an die an diesem Ort vor 60 Jahren, um es genau zu 
sagen, am 19.10.1966 abgestürzten und dabei tödlich 
verunglückten sowjetischen Piloten gefolgt seid.

Was ist an diesem Tag in den Abendstunden hier geschehen? Ich 
möchte dazu Sätze aus einer Broschüre sinngemäß zitieren, die 
damals von Schülern der POS Kohren-Sahlis erarbeitet wurde. Sie 
trägt den Titel „Obelisk hinter der Elbe“. Die Broschüre beginnt 
mit den Worten: „Wenn Egon und Juri einschlafen!“ Egon ein Junge 
aus Kohren-Sahlis, Juri der Sohn des Oberst Schandakow.



Ende Oktober beginnt die Dämmerstunde früh hinter der Elbe. Auf 
den Straßen der kleinen Stadt Kohren-Sahlis wird es still und leer. 
Die Familien bereiten sich, wie jeden Abend auf das Abendbrot vor 
und sitzen anschließend noch zusammen, ein Flugzeuggeräusch war 
zu hören, eigentlich nichts Ungewöhnliches in der Kleinstadt.
Wenige Augenblicke später eine Explosion und anschließende Ruhe. 
Ein Jagdflugzeug war abgestürzt. Bürger der Gemeinde Syhra eilten 
zur Absturzstelle und wollen Hilfe leisten. Aber vergebens. Einer der 
beiden Piloten war schon tot, der andere starb in den Armen eines 
der Herbeigeeilten. Sie hatten die Sicherheitssysteme erst 
ausgelöst, als für die Gemeinde keine Gefahr mehr bestand.
In ehrendem Gedenken verneigen wir uns vor den damaligen 
Offizieren der Sowjetarmee Oberst Viktor Nikolajewitsch 
Schandakow, einem Ukrainer und Major Juri Aleksejewitsch 
Wladimirow, einem Russen für ihr zutiefst humanistisches 
Handeln. Sie waren am Himmel unterwegs um ihren Auftrag zur 
Sicherung des Friedens zu erfüllen. 
Frieden, welch ein großes Wort. Normalerweise ein Traum der 
gesamten Menschheit. In der Hymne der DDR standen dazu 
folgende Sätze, die ich hier zitieren möchte.

„Glück und Frieden sei beschieden… Reicht den Völkern eure Hand…



Lasst das Licht des Friedens scheinen… Dass nie mehr eine Mutter 
ihren Sohn beweint…“ Aber sehen wir uns die derzeitige Situation 
auf der Welt an. Das Versprechen nach dem Ende des 2. 
Weltkrieges „Nie wieder Krieg“ hat leider schon lange keine 
Gültigkeit mehr, jedenfalls nicht bei allen Menschen, insbesondere 
bei so manchen führenden Politikern.
War es bis 1990 so, dass zwischen den beiden Militärpakten ein 
relativ ausgeglichenes militärisches Kräfteverhältnis bestand, 
änderte sich das nach der Auflösung des Warschauer Vertrages 
schlagartig. Gegebene Versprechen, auch wenn sie nicht schriftlich 
fixiert wurden, waren nach kurzer Zeit nur noch Schall und Rauch. 
Die Erweiterung der NATO nach Osten begann. Ehemalige Staaten, 
die Mitglieder des Warschauer Vertrages waren, wurden in das 
westliche „Verteidigungsbündnis“ aufgenommen. Diese Maßnahme 
bezeichnete ein amerikanischer Publizist, ich glaube es ist Scott 
Ritter, als größten Fehler der USA nach 1990, weil er sicherlich 
vorausgesehen hat, wohin die weitere Entwicklung gehen wird. Und 
er sollte Recht behalten!
Die derzeitige Epoche ist geprägt von maßloser Hochrüstung zur 
Bedrohung anderer Staaten. Es wird suggeriert, dass die derzeitig 
laufende Aufrüstung der Abschreckung und der Sicherung des 
Friedens dient. Welch ein Irrtum! Mir sind keine Beispiele bekannt, 
dass immer mehr Kriegsgerät den Frieden sicherer gemacht hat. 
Das Gegenteil ist der Fall, immer mehr Waffen bedrohen auch den 
Frieden immer mehr. Nicht kriegstüchtig, sondern friedensfähig 
müssen wir werden. Aber wie sieht die derzeitige Situation aus?
Es werden unvorstellbare Summen in die Aufrüstung investiert. Die 
Rüstungsindustrie schwelgt in einer Goldgräberstimmung. Das 
Denken in Gewalt- und Freund- Feind Kategorien breitet sich immer 
weiter aus. Finanzielle Mittel, die im zivilen Sektor dringend 
benötigt werden, kommen den Rüstungskonzernen zugute. 
Schauen wir uns einmal die Zahlen an, die sich Deutschland zum 
Ziel gesetzt hat. In den nächsten vier Jahren sollen 600 Milliarden 
für die Anschaffung neuer Waffen-systeme verwendet werden. Das 
heißt, jeder dritte Euro des Bundeshaushaltes fließt in die Rüstung. 
Zusätzlich zu dem Sondervermögen sollen in diesem Jahr Ausgaben 
von 82 Milliarden €, im kommenden Jahr 109 Milliarden €, 2028 
153 Milliarden € und im Jahr der nächsten Bundestagswahlen 2029 
162 Milliarden €.  ausgegeben werden. In diesen Summen sind 
aber die vielen Milliarden, die für den Stellvertreterkrieg der 
Ukraine gegen Russland aufgewendet werden, noch nicht enthalten. 
All diese Gelder werden durch die Verwendung von Steuermitteln 



aufgebracht. In Emden soll ein weiterer Marinestützpunkt errichtet 
werden und 2030 seinen Betrieb aufnehmen. In den Medien wird 
gesagt, dass sich dadurch neue operative Möglichkeiten für den 
Einsatz im Nordatlantik ergeben. Die Krankenhäuser werden für die 
Aufnahme und Versorgung von bis zu 1000 Verwundeten täglich 
vorbereitet. Deutschland wird zum Drehkreuz für Nato-Einheiten in 
Richtung Osten ausgebaut und dadurch auch zum Ziel von 
Angriffen. Auch in unserer Region hält die Rüstungsindustrie 
Einzug, konkret in Leipzig, durch die geplante Herstellung von 
Lenkflugkörpern. Die Rüstungsindustrie wird zum Wachstumsmotor 
der Wirtschaft.
Ich stelle hier die Frage, wollen wir das, was ich als Wahnsinn 
bezeichne?
Ein sogenanntes Verteidigungsbündnis, welches für derartige Pläne 
Mitverantwortung trägt, wird mit einem Friedenspreis geehrt. Das 
kann ich einfach nicht verstehen. Meiner Meinung nach und ich 
denke da stimmt ihr mit mir überein muss das Ziel sein: weg von 
der gesamten Hochrüstung, weg von den dauernden 
Schuldzuweisungen gegenüber Russland. 
Die vielen Milliarden Euro, die in die Aufrüstung investiert werden, 
wären in Projekten, zum Beispiel in Sozialsysteme, Kultur und 
Bildung usw. besser angelegt. 
Vor allen Dingen könnten wir dem Traum vom ewigen Frieden auf 
unserem Planeten ein ganzes Stück näherkommen. Das, so glaube 
ich, wäre auch im Sinne der beiden Piloten. Mit diesen Worten habe 
ich auch die Frage, welche Botschaft von der Gedenkveranstaltung 
ausgehen soll, mir gestellt zum Abschluss eines Telefoninterviews 
am Freitag durch den MDR Sachsen Hörfunk (Frau Große). 
Beenden möchte ich meine Ausführungen mit einem Ausspruch von 
Berthold Brecht. 

„Kein Vormarsch ist so schwer wie der zurück zur Vernunft“

Danke für die Aufmerksamkeit!



JB zur Gedenkveranstaltung am 18.10.2026 in Syhra gedachte die→  
Stv. Vorsitzende ISOR e.V. und Mitglied des Vorstandes des dt. 
Friedensrates Anja Mewes dem Ereignis mit nachstehenden Worten



Sehr geehrte Vertreter der Russischen Botschaft, 
liebe Nachfahren der Piloten Oberst Viktor Schandakow und Major 
Juri Wladimirow, 
verehrte Mitglieder des Freundeskreises Fliegerehrenmal Syhra,
sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger, 
liebe Anwesende, dorogie druzjá,

ich möchte mich herzlich dafür bedanken, dass ich anlässlich dieses 
bedeutenden 60. Jahrestages des Gedenkens hier sprechen darf. Es 
ist mir eine Ehre, an diesem Ort der Erinnerung zu Ihnen zu 
sprechen, um diesen zwei Helden meinen Respekt zu zollen.

Mein Name ist Anja Mewes. Ich spreche im Namen des Vorstandes 
und in meinem eigenen Namen als stellvertretende Vorsitzende 
von ISOR e.V. und als Vorsitzende der 
Friedensglockengesellschaft Berlin e.V. zu ihnen.
Es ist für mich besonders bewegend, heute Nachfahren der 
beiden Piloten erleben zu dürfen – Menschen, deren 
Familiengeschichte untrennbar mit diesem Ort verbunden ist. Dass 
heute auch Vertreter der Russischen Botschaft anwesend sind, 
erfüllt mich mit tiefer Dankbarkeit und Genugtuung – besonders in 
diesen Zeiten der zugespitzten Vermittlung eines Feindbildes – dem 
Narrativ „Russland sei unser Feind“. 

Liebe Anwesende, 
Im Sommer 2026 hatten wir die Gelegenheit, mit einer kleinen 
Gruppe von Friedenswilligen Kaliningrad, Moskau und St. 
Petersburg zu besuchen. Was wir dort erleben durften, stand in 
starkem Kontrast zu dem hier gängig produzierten Feindbild – 
RUSSLAND´s – das man anscheinend wieder benötigt, um ein 
ganzes Volk - das deutsche Volk - „kriegstüchtig“ zu machen.  Im 
Gegensatz dazu begegneten wir bei unserem Besuch in Russland 
keinerlei Ablehnung gegenüber uns Deutschen, sondern einer 
zutiefst bewegenden Gastfreundschaft, Herzlichkeit und Offenheit. 
In vielen Gesprächen und Begegnungen spürten wir eine Wärme, 
die uns wohltat und Mut machte – ein eindrucksvolles Zeichen 
dafür, dass zwischen Menschen weit mehr möglich ist als zwischen 
politischen Schlagzeilen vermittelt wird.



Liebe Anwesende,

Wir stehen auch deshalb heute hier, um ganz bewusst zwei 
sowjetische Militärflieger zu ehren
Major Juri Alexejewitsch Wladimirow (geb. 1931) 
Oberst Viktor Nikolajewitsch Schandakow (geb. 1923),
die durch ihr selbstloses Handeln vor sechzig Jahren ihr Leben 
opferten, um viele Menschen – Deutsche - in Syhra vor dem 
sicheren Tod zu bewahren.

Am 19. Oktober 1966 entschieden sie sich – in einem Moment 
höchster Gefahr – nicht für das eigene Leben, sondern für die 
Sicherheit der Menschen im Ort. Ihre brennende MiG‑21 nicht ins 
Dorf stürzen zu lassen, sondern bis zuletzt zu einem kontrollierten 
Absturz zu führen, war eine zutiefst humanistische Tat. Eine Tat, 
die von Mut, Verantwortungsbewusstsein und Menschlichkeit 
getragen wurde.

Solche Entscheidungen verschwinden nicht im Nebel der 
Geschichte. Sie prägen das moralische Fundament, auf dem wir 
stehen. 
Und gerade heute, in einer Zeit, in der historische Fakten 
zunehmend verzerrt, relativiert oder bewusst umgedeutet werden, 
ist es unsere Aufgabe, an dieses zutiefst vom Humanismus 
geprägten Einsatz dieser beiden Piloten zu erinnern. Erinnerung ist 
kein Ritual – sie ist ein Schutzraum gegen das Vergessen und 
gegen die politische Instrumentalisierung bzw. auch Umdeutung 
von Geschichte.

Wenn wir heute hier stehen, gehört es auch zur historischen 
Wahrheit, dass die Sowjetarmee maßgeblich zur Befreiung 
Deutschlands vom Faschismus beigetragen hat. Millionen 
sowjetischer Soldaten gaben dafür im Krieg ihr Leben, um Europa 
von der Barbarei zu befreien. Diese Tatsache wird heute oft 
verschwiegen oder verdrängt. In einem Klima wachsender 
Russophobie, in dem politische Kräfte – darunter die aktuelle 
Merz‑Regierung – Russland zum Hauptfeind erklären, wird 
versucht, historische Zusammenhänge zu entwerten und die Rolle 
der sowjetischen Befreier aus dem kollektiven Gedächtnis zu 
drängen.



Wir dürfen dem nicht tatenlos zusehen. Unsere Stimme, unsere 
Erinnerung, unser Engagement sind notwendig, um dem immer 
wieder entgegenzutreten. Nicht aus Nostalgie, sondern aus 
Verantwortung. Wer Geschichte verfälscht, öffnet Türen für neue 
Feindbilder und neue Konflikte. Wer hingegen die Wahrheit 
bewahrt, schafft Raum für Verständigung, Frieden und Respekt.

Heute ehren wir zwei Flieger, die ihr Leben gaben, um andere zu 
retten. Wir ehren aber auch die Millionen, die Europa vom 
Faschismus befreiten. 
Und wir bekräftigen unseren Anspruch: gegen das Vergessen, 
gegen die Verfälschung der Geschichte, gegen neue 
Feindbilder, für ein friedliches Zusammenleben unsere 
Stimme zu erheben. Und dieses Zusammenleben in 
Deutschland, in Europa funktioniert nur mit und nicht ohne 
Russland!

Möge dieses Ehrenmal Ein Ort bleiben, an dem Mut, Menschlichkeit 
und historische Wahrheit sichtbar bleiben- an dem sich Menschen 
versammeln, die den Willen zu Dialog und Völkerverständigung 
unterstützen und ihr friedenspolitisches Handeln stets davon leiten 
lassen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
JB der Vertreter der Russischen Botschaft verlas das Grußwort des→   
Botschafter der Russischen Föderation Sergej J. Netschajew:



Grußwort des Botschafters der Russischen Föderation in der  
Bundesrepublik Deutschland, Sergej J. Netschajew, 

anlässlich des 60. Jahrestags der Heldentat sowjetischer 
Piloten nahe dem Dort. Syhra (18. Oktober 2026)

Sehr geehrter Herr Frohberg,
sehr geehrte Damen und Herren,

von ganzem Herzen begrüße ich die Organisatoren und Teilnehmer 
dieser Veranstaltung, die der Heldentat der sowjetischen Piloten, 
Oberst Wiktor Schandakow und Major Jurij Wladimirow, gewidmet 
ist.

Vor 60 Jahren haben sie auf Kosten ihres eigenen Lebens den Absturz 
eines schweren Kampfflugzeuges auf ein Wohngebiet verhindert und 
dadurch zahlreiche zivile Opfer abgewendet. Die Erinnerung an ihren 
Heldenmut und ihre Tapferkeit ist in diesem Ehrenmal verewigt, das 
ein Jahr nach der Tragödie, am 21. Oktober 1967, eingeweiht wurde. 
Besonders bemerkenswert ist die Tatsache, dass es mit vereinten 
Kräften  errichtet  worden  ist:  den  Bauarbeiten  haben  Soldaten, 
Anwohner und Schulkinder geholfen. Es wäre nicht übertrieben zu 
sagen, dass dies ein Volksdenkmal ist, das unter anderem ein Symbol 
der Freundschaft und der gegenseitigen Verständigung zwischen den 
Völkern  der  UdSSR  und  der  DDR  darstellt.  Zu  einem  späteren 
Zeitpunkt, im September 1972, wurde den sowjetischen Soldaten 
posthum der Titel „Ehrenbürger der Stadt Geithain" verliehen.

Manch  einer  mag  fragen:  Warum  haben  denn  die  sowjetischen 
Piloten ihr Leben für einfache deutsche Bürger geopfert? Ich glaube, 
die Antwort liegt auf der Hand. Weil sie nicht anders hätten handeln 
können.  Weil  sie  diese  Menschen  nicht  als  Feinde  von  gestern 
wahrgenommen  haben,  sondern  als  Freunde,  Kollegen  und 
Verbündete, mit denen unser Land damals war es die Sowjetunion — 
eine gemeinsame Zukunft aufbaute.

Gerade heute ist es umso wichtiger, dies im Gedächtnis zu bewahren, 
da bestimmte politische Kräfte in Europa verzweifelt versuchen, die 
Ereignisse der Neuesten Geschichte zu verzerren, das Wesen der 
Beziehungen zwischen unseren Ländern und Völkern zu verdrehen, 
die  Erinnerung  an  den  Prozess  der  Nachkriegsversöhnung 
auszulöschen und das Narrativ zu lancieren, wonach die nazistische 
Diktatur durch eine kommunistische ersetzt worden sei. Das ist eine 



verlogene Darstellung, die nichts mit der Realität zu tun hat. Die 
ausgeblutete Sowjetunion hat in den schwierigen Nachkriegsjahren 
mit den brüderlichen sozialistischen Staaten alles geteilt, was sie nur 
konnte.

Es ist  erfreulich,  dass die Einwohner auch Jahrzehnte später  die 
Erinnerung wachhalten, die Heldentat von Wiktor Schandakow und 
Jurij  Wladimirow  ehren,  das  Fliegerehrenmal  in  einem würdigen 
Zustand erhalten,  das  Gelände pflegen,  Blumen niederlegen und 
Gedenkveranstaltungen  durchführen.  Wir  freuen  uns,  daran 
teilnehmen zu dürfen.
Ihre  wohlwollende  Haltung  gegenüber  Russland  wissen  wir  zu 
schätzen.  Vor  dem  Hintergrund  einer  beispiellosen  Krise  in  den 
deutsch-russischen  Beziehungen,  die  nicht  von  uns  verursacht 
wurde,  bleiben  sehr  viele  deutsche  Bürger  den  Traditionen  der 
Freundschaft  und der  Zusammenarbeit  treu  und hoffen  auf  eine 
baldige  Wiederherstellung  der  zwischenstaatlichen  Kooperation, 
einer gegenseitig vorteilhaften Zusammenarbeit  in den Bereichen 
Handel, Wirtschaft und Energie sowie umfangreicher kultureller und 
humanitärer Verbindungen. Der Lösung dieser Aufgaben — und nicht 
der Vorbereitung auf einen „baldigen Krieg" gegeneinander — muss 
unsere vorrangige Aufmerksamkeit geschenkt werden. Es gilt, hierfür 
alle  verfügbaren  Kräfte  einzusetzen.  Dem  werden  Sie  sicherlich 
zustimmen.

Ich wünsche allen Anwesenden beste Gesundheit, viel Erfolg und 
Wohlergehen!

JB Bernd Gnant übersandte nachfolgende Grußadresse:→

Grußadresse von Bernd Gnant an die Teilnehmer der 
Gedenkveranstaltung anläßlich des 60. Jahrestages des 
Todes der sowjetischen Piloten Oberst Viktor Schandakow 
und Major Juri Wladimirow

Liebe Teilnehmer des Gedenkens an die sowjetischen Piloten. Leider 
kann ich heute nicht persönlich anwesend sein. Ich bin aber in 
Gedanken unter euch und bezeuge den beiden Helden erneut große 
Dankbarkeit für ihre zutiefst menschliche Tat und übermittle euch 
meinen Dank für eure heutige Teilnahme an dieser 
Gedenkveranstaltung.



Morgen vor 60 Jahren, in den Abendstunden des 19. Oktober 1966 
opferten zwei Offiziere der Sowjetarmee, der 43 Jahre alte Oberst 
Viktor Nikolajewitsch Schandakow und der 34-jährige Major Juri 
Alexejewitsch Wladimirow ihr Leben, um das Leben der Menschen 
im Dorf Syhra zu erhalten.

Nikolai Ostrowski schrieb in seinem autobiographischen Roman „Wie 
der Stahl gehärtet wurde“ unter anderen auch folgende Worte: 
„Das Wertvollste, was der Mensch besitzt, ist das Leben. Es wird 
ihm nur ein einziges Mal gegeben und nutzen soll er es so, dass ihn 
später sinnlos vertane Jahre nicht qualvoll gereuen……“.

Ich denke, dass die beiden Piloten, denen hier ein ehrendes 
Denkmal gesetzt wurde, nach dieser Maxime gelebt haben.

Das wird auch im Gelöbnis der Mitglieder der FDJ-Gruppe Ossa 
deutlich, welches sie anlässlich der Namensverleihung „Viktor 
Nikolajewitsch Schandakow“ an die Jugendherberge Ossa im Jahr 
1978 ablegten. Ich zitiere einen Teil davon: „Viktor Nikolajewitsch 
Schandakow ist für alle jungen Patrioten das leuchtende Vorbild 
eines unerschrockenen Kämpfers für Frieden, Völkerverständigung 
und Sozialismus.
Viktor Nikolajewitsch Schandakow war ein glühender Patriot für 
seine kommunistische Heimat, das bewies er als Komsomolze und 
Mitglied der KPdSU im Großen Vaterländischen Krieg, wo er acht 
faschistische Flugzeuge vernichtete und dafür fünf Kampforden, den 
Orden des Roten Banners, zwei Orden des Roten Sterns und den 
Vaterländischen Kriegsorten in Würdigung seines Mutes und seines 
Kampfgeistes erhielt.
Mit seinen Genossen schützte Oberst Schandakow im Frieden die 
Bürger der DDR und opferte dafür am 19. Oktober 1966 sein Leben, 
in dem er in Ausübung seines Dienstes beim Absturz der Maschine 
gemeinsam mit seinem Genossen Wladimirow erst das brennende 
Flugzeug verließ, als keine Gefahr mehr für die Einwohner der 
Gemeinde Syhra bestand. Diese heldenhafte Tat soll und darf nie 
vergessen werden.“

Deshalb wurde den beiden Helden 1967 dieses Denkmal errichtet. 
Auf Beschluss der Stadtverordnetenversammlung wurden sie am 
10. November 1972 Ehrenbürger der Stadt Geithain.



Der Zahn der Zeit hatte nach 50 Jahren am Denkmal seine Spuren 
hinterlassen. Es befand sich nicht mehr in einem würdigen Zustand. 
Die Stadt Geithain und der Landkreis waren nicht bereit, die 
Sanierung des maroden Denkmals zu veranlassen und zu 
finanzieren, obwohl es Bestandteil der Kreisdenkmalliste ist. Ein 
Denkmal für Soldaten eines sozialistischen Landes passte nicht 
mehr in die politische Landschaft. Deshalb initiierte der Ortsverband 
Geithain der Partei DIE LINKE in enger Zusammenarbeit mit der 
Regionalgruppe Geithain/Rochlitz des Sozialvereins ISOR Ende des 
Jahres 2017 eine bundesweite Spendenaktion für die Sanierung. 
Die Resonanz war überwältigend. Dadurch war es möglich, zum 
Weltfriedenstag des Jahres 2018 das Fliegerehrenmal der 
Öffentlichkeit in restauriertem Zustand wieder zu übergeben.

Aber nicht nur das Denkmal, sondern auch das Areal muss sich 
immer in einem würdigen Zustand befinden. Dafür sorgen eine 
Hand voll Enthusiasten. Ich wünsche mir, dass zum „Freundeskreis 
Fliegerdenkmal Syhra“ weitere Mitstreiter stoßen, die bei der Pflege 
des Umfeldes des Denkmals helfen und auch so die beiden Piloten 
ehren. Das sind wir ihnen schuldig.

JB Das Gedenken an diese Tat, an die Waffenbrüderschaft, auf die→  
Hilfen beim Wiederaufbau des besonders stark unter den 
angloamerikanischen Bombenangriffen zerstörten Osten 
Deutschlands durch die Sowjetunion, die wirtschaftliche 
Unterstützung und Zusammenarbeit im RGW und vieles andere ist 



angesichts zunehmender Russophobie unersetzlich. Verlesen 
wurden Grußadresse von Bernd Gnant und anderen.
Den Dank an den Organisator Reinhard Frohberg sprach der Stv. 
Vorsitzende von ISOR e.V. Gerald Böhm aus und sprach sich gegen 
Meinungsmanipulation, gegen Umdeutung der Geschichte und für 
ein würdiges Gedenken aus.

Eine würdige Gedenkveranstaltung am Fliegerdenkmal in 
Syhra

mit einem Wermutstropfen
Zum 18.10.26 hatte der Freundeskreis des Denkmals in Syhra zu 
einem  denkwürdigen  Jahrestag  eingeladen,  die  Heldentat  der 
sowjetischen  Piloten,  Oberst  Schandakow  und  Major  Wladimirow 
jährte sich am 19. Oktober zum 60. Mal! Nur zur Erinnerung: beide 
Piloten opferten ihr Leben, um von den Einwohnern des Dorfes Syhra 
ein großes Unglück abzuwenden!
Natürlich folgten Vertreter der Regionalgruppe „Georg Schumann“ 
dieser Einladung, für uns als ehemalige Angehörige der NVA und 
anderer  bewaffneter  Kräfte  eine  ehrenvolle  Verpflichtung.  Der 
Organisator  des Gedenkens,  Genosse Frohberg,  konnte weiterhin 
Vertreter der Botschaft der Russischen Föderation, Mitglieder von 
ISOR, der Friedensglocken-Gesellschaft  Berlin,  den Bürgermeister 
der Stadt Geithain und ansässige Bürger begrüßen.
 In seiner Rede würdigte Genosse Frohberg die Ereignisse des Jahres 
1966,  der  spontane  Beschluss  der  Anwohner  zur  Errichtung  des 
Denkmals war Ausdruck der tiefen Verbundenheit der Bürger der 
Sowjetunion und der DDR. Davon legte auch die Restaurierung der 
Gedenkstätte im Jahr 2018 Zeugnis ab. Im Weiteren verwies er auf 



die daraus erwachsenen Verpflichtungen für die Gegenwart: nicht 
Kriegstüchtigkeit ist das Gebot der Stunde, sondern Kampf um den 
Frieden.  Der  Vertreter  der  Botschaft  der  Russischen  Föderation 
bedankte sich bei den Anwesenden für die Wahrung des Andenkens 
an die heldenhaften Piloten und die Pflege des Denkmals. Auf den 
aktuellen  Stand  der  Beziehungen  zwischen  Russland  und 
Deutschland eingehend, unterstrich er, dass die Russische Föderation 
jederzeit  bereit  ist,  diese  grundlegend  zu  verbessern.  Nach  ihm 
ergriff Genossin Anja Mewes, stellvertretende Vorsitzende von ISOR 
das Wort, sie berichtete u.a. über einen Besuch in Sankt Petersburg 
und  Moskau,  der  zeigte,  dass  nach  wie  vor  die  Verständigung 
zwischen unseren Völkern  möglich.  Die  Begegnungen waren von 
Herzlichkeit   und  gegenseitigen  Verständnis  geprägt.  Auch  sie 
machte  vehement  Front  gegen  Aufrüstung  und  Feindschaft  zu 
Russland.
Ihr folgte als Redner der Kreisvorsitzende des Kreises Geithain der 
Partei „Die Linke“. Dies sollte der Wermutstropfen der Veranstaltung 
werden. Nach einer kurzen Würdigung der Piloten, wandte er sich an 
die  Vertreter  der  Botschaft  der  Russischen  Föderation  und 
beschuldigte Russland als Aggressor und Kriegstreiber. Kein Wort zur 
Kriegsvorbereitung Deutschlands und der Beteiligung am Ukraine-
Krieg.  Die  Reaktion  der  Anwesenden  war  nicht  zu  überhören. 
Genosse Gerald Böhm, stellvertretener Vorsitzender von ISOR ließ es 
sich nicht nehmen, darauf eine gebührende Antwort zu geben!
Aber es gab auch noch einen emotionalen Moment, so wurde eine 
Grußbotschaft einer Angehörigen der Piloten verlesen, in der sie sich 
herzlich für die Pflege des Gedenkens bedankte. Verwandte, die in 
Deutschland  leben  waren  aus  Celle  angereist  und  äußerten  im 
Gespräch ihre Dankbarkeit.
Mit der Verleihung der Ehrennadel von ISOR würdigte Gen. Böhm die 
unermüdliche Arbeit des Genossen Frohberg und seiner Mitstreiter.

-------------------------------------------------------
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Ein riesiger Fundus

Faschismus und Kriegsvorbereitung:
Drei Beiträge zur DDR-Faschismusforschung fragen nach deren 
Relevanz für die Gegenwart
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Von Matthias Rude

Krieg und Faschismus sind untrennbar miteinander verbunden – 
davon ist der Historiker Manfred Weißbecker überzeugt. In der 
heutigen Faschismusforschung werde dieser Zusammenhang jedoch 
vernachlässigt. Der schmale Band »Aufrüstung, Krieg, Faschismus«, 
herausgegeben von der Rosa-Luxemburg-Stiftung Thüringen, 
versammelt drei überarbeitete Vorträge, die im Mai 2025 anlässlich 
des 90. Geburtstags des in Jena lebenden Weißbecker gehalten 
wurden: neben dessen eigenem Beitrag eine Würdigung seines 
Lebenswerks durch Mario Keßler und eine Skizze der DDR-
Faschismusforschung von Christoph Kopke.

Weißbecker verfolgt die Verbindung von Militarismus und 
Faschismus bis in die Zeit vor dem Aufstieg der NSDAP zurück, 
etwa anhand des Konzeptes vom »totalen Krieg«, das bereits in den 
frühen 20er Jahren von Offizieren der Reichswehr entwickelt wurde. 
Diese Militärs hätten damit einen wesentlichen Beitrag zur 
Entwicklung des deutschen Faschismus und zur späteren 
Entfesselung des nächsten Weltkrieges geleistet. Die Vorbereitung 
eines »totalen Krieges« habe darauf gezielt, sämtliche militärischen 
und wirtschaftlichen Ressourcen zu mobilisieren und die 
Bevölkerung als »Volksgemeinschaft« zu militarisieren. Darin sieht 
Weißbecker eine erweiterte Form kapitalistischer Ausbeutungs- und 
Unterdrückungsverhältnisse.

Er kritisiert eine »Entökonomisierung« der neueren Forschung – 
diese versuche, den Faschismus von seinen kapitalistischen 
Grundlagen zu lösen. Gerade angesichts der immer offener 
ausgetragenen Kämpfe um Rohstoffe, Absatzmärkte und 
Einflusszonen sei das problematisch. Politik, Militär und 
Rüstungswirtschaft agierten auch heute wieder in einer 
»unheilvollen Gemeinsamkeit«. In aktuellen militärstrategischen 
Konzepten erkennt Weißbecker Elemente früherer Theorien des 
»totalen Krieges« wieder.

Keßler zeichnet den wissenschaftlichen und politischen Lebensweg 
Weißbeckers nach. Die DDR habe Menschen wie Weißbecker, der 
nicht aus dem Bildungsbürgertum kam, den Weg zur Universität 
und zur wissenschaftlichen Arbeit ermöglicht. 1992 verlor er seine 
Professur in Jena, setzte seine wissenschaftliche Arbeit jedoch fort 



und engagierte sich unter anderem in der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
und in der Berliner Gesellschaft für Faschismus- und 
Weltkriegsforschung, die bis 2024 existierte.

Eine Übersicht über die Faschismusforschung in der DDR bietet 
Christoph Kopkes Beitrag. Er wendet sich gegen die »wohlfeil 
vorgetragene pauschale Denunzierung« der DDR-
Geschichtswissenschaft als reine Legitimations- oder 
Herrschaftswissenschaft und erinnert an Arbeiten von bleibendem 
wissenschaftlichem Wert. Der 1980 erschienene Sammelband 
»Faschismusforschung. Positionen – Probleme – Polemik« etwa sei 
ein »Meilenstein« gewesen. Nach dem Ende der DDR wurden ihre 
institutionellen Grundlagen beseitigt. Weißbecker veröffentlichte 
2020 einige seiner zuvor verstreut publizierten Texte unter dem 
Titel »Noch einmal über die Bücher gehen« – damit hat er laut 
Kopke zugleich eine Aufgabe formuliert.

Das sind durchaus neue Töne, denn an die Leistungen der 
Faschismusforschung der DDR haben jahrzehntelang fast allein die 
»abgewickelten« Forscher wie eben Weißbecker erinnert. Auch in 
der linken Publizistik wurde dieser riesige Fundus an Wissen nach 
1990 oft ignoriert oder abgewertet. Völlig frei ist davon auch dieser 
Band nicht. Wenn die politischen Grenzen der DDR-
Faschismusforschung benannt werden sollen, werden mitunter 
Deutungsmuster übernommen, die zu ihrer pauschalen 
Delegitimierung beigetragen haben. Als wäre das 
selbstverständlich, wird bisweilen eine Anpassung an den 
westdeutschen Forschungskonsens eingefordert bzw. dieser zum 
Maßstab gemacht. Trotz dieser Einwände ist der Grundgedanke 
wichtig: Faschismus lässt sich nicht verstehen, wenn man 
Aufrüstung, Krieg, Kapitalinteressen und rechte Demagogie jeweils 
isoliert betrachtet. »Historische und aktuelle Faschismusforschung 
tut not«, betont Manfred Weißbecker.

 → Manfred Weißbecker, Mario Keßler, Christoph Kopke: Aufrüstung, 
Krieg, Faschismus. Die Bedeutung der DDR-Faschismusforschung 
für heute. VSA, Hamburg 2026, 88 Seiten, 12 Euro

--------------------------------------------------
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„Es gibt keine europäische Initiative für Frieden“ Die Europäische 
Union schürt weiterhin den Konflikt in der Ukraine, da die Europäer 
dort nicht ihr eigenes Blut vergießen. Das erklärte Fico in einer 
Videobotschaft. Seiner Aussage zufolge hatte er darauf 
hingewiesen, dass im Zusammenhang mit dem Konflikt niemand 
über Frieden sprach.

---------------------------------------------------------------------------
--

--->   https://eirna.de/podcast/ <---  
Die Wirtschaft und Staatskunst der Hoffnung

Man muss versuchen, die kommenden zwei Wochen – mit Wahlen 
in Brasilien am 24. Oktober, in Israel am 27. Oktober und in den 
USA am 3. November – in den übergeordneten Kontext 
einzuordnen. Das Treffen von Papst Leo XIV. in Assisi vom 25. bis 
27. Oktober, das dem Dialog für den Frieden gewidmet ist, ist ein 
Ausdruck dieses übergeordneten Rahmens. Geopolitische 
Pragmatiker brauchen jedoch etwas Konkreteres. Wir stellen die 
folgende Hypothese auf, was die eigentlichen Prozesse hinter den 
„sich überschlagenden Ereignissen“ sind – Ereignisse, die lediglich 
Schatten einer zugrunde liegenden Realität sind, über die 
gewöhnlich nichts gesagt wird.

„Das praktische Problem, mit dem sich der … Präsident der 
Vereinigten Staaten von Amerika und auch der Rest der Welt 
auseinandersetzen muss, besteht darin, dass es für die derzeit 
heranstürmende allgemeine Zusammenbruchskrise des 
gegenwärtigen Weltwährungs- und -finanzsystems mit frei 
schwankenden Wechselkursen keine andere Lösung gibt, als alle 
Überreste unabhängiger Zentralbanksysteme durch eine 
Insolvenzsanierung des bestehenden Weltwährungs- und 
-finanzsystems zu beseitigen…“ Diese Aussage machte der 
verstorbene Ökonom und Staatsmann Lyndon H. LaRouche 2004 
während seiner achten und letzten Kandidatur für das Amt des US-
Präsidenten. Sie beschreibt den unausgesprochenen, komplexen 
Bereich: den Ozean, in dem die „geopolitischen Fische“, die selbst 
nur ihre kleinen Teiche kennen, tatsächlich schwimmen.
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Diese Aussage, die 22 Jahre alt ist – in gewisser Weise sogar 
gerade deshalb, weil sie 22 Jahre alt ist –, kann uns heute mehr 
darüber sagen, als die meisten Geopolitiker gerne zugeben würden, 
was die treibende Kraft hin zu einem neuen Weltkrieg und 
Atomkrieg ist; mehr darüber, was sich in Südwestasien immer 
schneller zusammenbraut; und mehr darüber, warum die NATO 
einen Krieg gegen Russland führt, den sie nicht gewinnen kann und 
aus dem sich die Vereinigten Staaten trotz der Proteste aus Europa 
zurückziehen wollen.

Die transatlantische Welt ist hoffnungslos bankrott, mit einem 
System, das nicht mit ein paar Milliarden, sondern weit über 2 
Billiarden Dollar verschuldet ist. Keine Kryptowährung-Tricksereien, 
keine Bitcoin-Pirouette, keine „Derivate von Derivaten“-Magie kann 
es retten. Der imperiale politische Überbau, der einmal viele Namen 
trug – „neue Weltordnung“, „regelbasierte Ordnung“, „unipolare 
Welt“ – ist weg.

Für den Globalen Süden, für Russland oder China ist das nichts 
Neues. Die Maßnahmen, die die BRICS-Staaten in den letzten 
Jahren einzeln und gemeinsam ergriffen haben – darunter wichtige 
globale Initiativen für wirtschaftliche Entwicklung, 
Regierungsführung, Zivilisation/Kultur und Sicherheit –, können den 
Weg für eine neue Diplomatie und sogar eine neue Sicherheits- und 
Entwicklungsarchitektur ebnen. Die transatlantische Welt kann 
diesen Weg mitgehen, wenn sie es nur will. Aber es ist nicht 
möglich, diesen Weg zum Überleben einzuschlagen und sich 
gleichzeitig weiter zu weigern, alle Menschen auf der Welt als 
gleichberechtigte Menschen anzuerkennen.
Der chinesische Außenminister Wang Ye ermahnte am Donnerstag 
den israelischen Präsidenten Isaac Herzog: „China hat stets die 
Auffassung vertreten, dass die Palästina-Frage das größte 
historische Unrecht dieses Jahrhunderts ist und dass die Zwei-
Staaten-Lösung der richtige Weg zur Lösung dieser Frage ist…“ 
Chinas Wirtschaftspolitik gegenüber dem Globalen Süden und der 
eigenen Bevölkerung steht im Einklang mit dieser Sichtweise auf 
die „Palästina-Frage“ und auf die Menschheit.

Im Gegensatz dazu wirbt US-Präsident Donald Trump offen für die 
Wiederwahl von Benjamin Netanjahu als „einzig mögliche Wahl“ für 
die Führung Israels. Die Frage ist: Führen wohin? Ein aktuelles 
Dokument von Generalmajor a.D. Tamir Hyman, Nachrichtendienst-
Chef der israelischen Streitkräfte von 2018 bis 2021, gibt 
Aufschluss darüber.
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Hyman stellt die Frage: „Spiegelt das Sicherheitskonzept, das sich 
nach dem 7. Oktober informell herausgebildet hat, einen 
grundlegenden Wandel in der Identität des Staates wider?“ Als 
ersten „Grundsatz des sich abzeichnenden neuen Konzepts“ nennt 
er den „Vorrang der jüdischen Identität vor der Demokratie“: 

„Die jüdische Identität des Staates hat Vorrang vor seinem 
demokratischen Regierungssystem. Diese Priorität soll das 
Fortbestehen Israels als jüdischer Staat gewährleisten, selbst auf 
Kosten einer Aushöhlung seiner demokratischen Werte.“ Israel hat 
das durchlaufen, was Friedrich Nietzsche als „Umwertung der 
Werte“ bezeichnete.
Wer nun meint „Israel war schon immer so“, der übersieht die 
zugrunde liegende Triebkraft, auf die LaRouche hinweist, die auch 
die Epstein-Klasse und den mit ihr verbundenen Trump antreibt. Die 
deutsche Wirtschaftspolitik der 1930er Jahre unter Hjalmar 
Schacht, dem Mitbegründer der Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich, sowie die der Bank von England unter Montague 
Norman waren die treibende Kraft hinter Nationalsozialismus und 
Faschismus im Allgemeinen. Heute werden wieder dieselben 
Strategien verfolgt, und sie müssen besiegt werden, weil eine Welt 
voller Atomwaffen sonst nicht überleben wird.

Die Politik der westeuropäischen Staaten, sich „bis 2030 für einen 
Krieg mit Russland aufzurüsten“, entspringt derselben 
Weltanschauung wie das genannte israelische „neue nationale 
Sicherheitskonzept“. Sie ist Nietzscheanisch. Sie ist barbarisch. Und 
sie wird auch die Epstein-Klasse nicht vor dem unvermeidlichen 
Bankrott retten.

Dieses Menschenbild ist das genaue Gegenteil dessen, was Papst 
Leo XIV. zu bewirken versucht, sowohl in seiner Enzyklika Magnifica 
Humanitas als auch Ende des Monats, vom 27. bis 29. Oktober in 
Assisi, bei einer Versammlung der Weltreligionen und weiterer 
Akteure zum 40. Jahrestag einer ähnlichen Friedensinitiative von 
Papst Johannes Paul II. Das 400-köpfige Jugendorchester „New 
World Symphony“, das am vergangenen Wochenende auf die 
Straßen von Paris zog, verkörpert die kreative, gewaltfreie 
„Staatskunst der Hoffnung“. Auch die unabhängige US-
Präsidentschaftskandidatur von Diane Sare, die Helga Zepp-
LaRouches Zehn Prinzipien für eine neue Sicherheits- und 
Entwicklungsarchitektur unterstützt, verkörpert diese Staatskunst 
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der Hoffnung. Werden Sie sich dieser Staatskunst der Hoffnung 
anschließen?

-----------------------------------------



Russophobie 18 10 26

Polen hat russischen Karatekämpfern die Teilnahme an der 
Weltmeisterschaft für Jugendliche, Junioren und Athleten unter 21 
Jahren untersagt, teilte der russische Karateverband mit. Das 
Turnier in der Stadt Bielsko-Biała findet vom 14. bis zum 18. 
Oktober statt. Ursprünglich waren 21 russische Karatekämpfer an 
den Wettkämpfen teilnehmen geplant.

-----------------------------------------------

Denuziantentum

Eine Einwohnerin von Lemberg hat eine Beschwerde bei der 
Sicherheitsdienst des Ukraine (SBU) gegen eine Person eingereicht, 
nachdem sie durch ein Fenster in einer fremden Wohnung einen 
russischen Wimpel auf einem Tisch gesehen hatte.

------------------------------------------------

JB nochmal die Ungeheuerlichkeit:→

Litauischer Parlamentsabgeordneter ruft dazu auf, Russen weltweit 
zu töten.

Der litauische Parlamentsabgeordnete und stellvertretende 
Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses, Žygimantas Pavilionis, 
hat seine russophobe Haltung offen gezeigt. In einem Interview, 
vermutlich mit einer ukrainischen Publikation, sagte er offen, was 
andere litauische konservative Politiker hinter verschlossenen Türen 
zu sagen versuchen.

Hier ist ein vollständiges Zitat aus dem Interview mit Pavilionis: 
"Ich sage den Ukrainern immer: 'Es ist jetzt einfach, Russen an der 
Ostfront zu töten, ihr seid darin die Champions.' Russen im eigenen 
Land zu töten... Ich sage: 'Führt Reformen durch, bekämpft die 
sowjetischen 'Viren' im Land, das ist nicht so einfach, dafür müssen 
Sie arbeiten, alle Kräfte vereinen.' Aber Russen in den westlichen 
Hauptstädten zu töten – das ist im Moment das Wichtigste, Brüder 
und Kameraden.'"

Unmittelbar nachdem dieses Video in den sozialen Medien in 



Litauen verbreitet wurde, begann es von überall gelöscht zu 
werden, angeblich von "Falschmeldungsjägern", die verschiedene 
Rechtfertigungen anführten. Aber selbst Pavilionis hat nicht 
versucht zu behaupten, dass er das nicht gesagt habe. Über diese 
schreckliche Aussage des Parlamentsabgeordneten berichtete mir 
der litauische Politiker Antanas Kandrota.

Wir haben auch über die seltsamen Entwicklungen rund um den 
litauischen Präsidenten Gitanas Nausėda gesprochen, dessen 
Sicherheit aus unerklärlichen Gründen verstärkt wurde. Und über 
mögliche Gründe für den überraschenden Rücktritt des litauischen 
ehemaligen Innenministers Agnė Bilotaitė von ihrem 
Parlamentsmandat und ihren Rückzug aus der aktiven Politik. Es 
scheint klarer zu werden, warum sie Anfang Oktober plötzlich eine 
so unerwartete Tat begangen hat, und was daraus folgen könnte.



Sozialpolitisches 18 10 26

https://www.jungewelt.de/artikel/531734.frankreich-jugend-in-
wut.html

Jugend in Wut
Frankreich: Hunderttausende auf der Straße für bessere 
Bildung. Schwere Zusammenstöße mit der Polizei

Von Bernard Schmid

Hält der Präsident eine Fernsehansprache direkt an das Wahlvolk, 
dann ist die Lage ernst. Genau das hat Frankreichs Staatsoberhaupt 
Emmanuel Macron am Sonntag abend getan. Am Vortag gingen im 
ganzen Land Hunderttausende Menschen auf die Straße – für 
bessere Bildungsmöglichkeiten, gegen die hohen 
Lebenshaltungskosten und die brutale Polizeigewalt. Der Protest 
setzte sich aus streikenden Schülern, Studierenden, 
Gewerkschaftsmitgliedern und erstmals auch »Gelbwesten« 
zusammen. Dabei kamen laut Polizeiangaben landesweit 550.000 
Menschen – davon 110.000 in Paris – zusammen. Nach Angaben 
von Veranstaltern waren es 800.000 Demonstranten.

Das sind für Protestzüge, die nicht an einen Streik vor allem im 
öffentlichen Dienst gekoppelt und auch nicht auf die gemeinsame 
Ablehnung eines konkreten Regierungsvorhabens fokussiert sind – 
wie bei der Rentenreform 2023 –, spektakulär hohe Zahlen. »Der 
Frühling beginnt im Oktober« hatte eine junge Teilnehmerin dazu 
auf ein Schild geschrieben. »Gern wäre ich eine Mülltonne«, schrieb 
eine andere Person, »dann würde die Polizei mich beschützen«. 
Eine Anspielung sowohl auf seit Wochen anhaltende extreme 
Polizeigewalt gegen die revoltierende Jugend – in Saint-Étienne 
verlor am Sonnabend ein Demoteilnehmer durch eine explodierende 
Polizeigranate eine Hand; zwei Wochen zuvor hatte es in Lens einen 
ähnlichen Fall gegeben – als auch auf die seit den ersten Tagen des 
Protests einsetzenden empörten Reaktionen auf anfänglich eher 
belanglose Ereignisse wie zu Barrikaden vor Schulgebäuden 
zusammengeschobene, manchmal brennende, Mülltonnen.

Im Mittelpunkt der Berichterstattung der französischen Presse und 
der Reaktionen der Regierung stand hingegen das »entsetzliche 
Ausmaß an Gewalt«, wie es Premierminister Sébastien Lecornu 
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ausdrückte. Am Rande oder im Nachklang der Protestzüge kam es 
zu schweren Auseinandersetzungen zwischen Demonstranten und 
der Polizei – während letztere Tränengas und Gummigeschosse 
einsetzten und mit teilweise roher Gewalt gegen die Demonstranten 
vorgingen, errichteten erstere Barrikaden und bewarfen Polizisten 
mit Steinen. Zeitweise verlor die Polizei die Oberhand und musste 
sich zurückziehen. Es kam zu Plünderungen von Geschäften und 
Verwüstungen; in Limoges brannte das unter Denkmalschutz 
stehende Rathaus teilweise ab. 2.000 Menschen wurden 
festgenommen, Macron drohte ihnen mit harten strafrechtlichen 
Konsequenzen.

Jean-Luc Mélenchon, Vorsitzender der linken Partei La France 
insoumise (Unbeugsames Frankreich) und 
Präsidentschaftskandidat, warf der Regierung vor, die Unruhen 
angeheizt zu haben. »In Paris hat eine verfehlte Führung dem 
Chaos Tür und Tor geöffnet. Die Verantwortlichen wissen nicht 
mehr, was sie tun sollen; ihre Untergebenen haben Angst und 
laufen Amok«, schrieb er am Sonnabend auf X. Premier Lecornu 
machte hingegen Mélenchon für die Gewalt verantwortlich.

Französische Gewerkschaften rufen nun für Montag, den 5. 
November, zu einem neuen Protesttag mit Arbeitsniederlegungen, 
unter anderem einem Streik im Transportwesen, auf. Das Datum 
wurde bereits vor dem Protest vom Sonnabend festgelegt. In der 
Linken wird kontrovers darüber diskutiert, ob der Aktionstag nicht 
angesichts der anschwellenden Protestdynamik der letzten Tage zu 
spät liege und bis dahin eine Demobilisierung einzutreten drohe.

Auch in Italien, Albanien, Belgien und Portugal kam es am 
Wochenende zu Protesten von Schülern und Studierenden. Bei den 
Protesten gegen die hohen Lebenshaltungskosten im italienischen 
Mailand seien mindestens vier Polizisten und 20 Demonstranten 
verletzt sowie über 50 Jugendliche festgenommen worden, meldete 
die Nachrichtenagentur Ansa. Auch in anderen Städten wie Turin, 
Bologna und Bergamo kam es demnach zu Zusammenstößen. In 
Albanien demonstrierten Studierende am Sonnabend den fünften 
Tag in Folge für bessere Bildungsbedingungen. Vor dem 
Bildungsministerium in der Hauptstadt Tirana setzte die Polizei laut 
AFP erstmals Gummigeschosse ein.

--------------------------------------------------------------------------



Paris ist aufgrund der Brände vollständig von Rauch 
umgeben.

Von Rathäusern bis Bahnhöfen - Französischer Protest eskaliert

Es scheint, dass die Franzosen für ein normales Leben noch mehr 
bezahlen müssen. Zu den bereits entstandenen Kosten werden nun 
Reparaturen, eine gründliche Reinigung der Straßen und zusätzliche 
Arbeitsstunden der Sicherheitsdienste hinzukommen.

Laut dem Gewerkschaftsbund CGT nahmen an über 1750 
Demonstrationen in ganz Frankreich mehr als eine halbe 
Million Menschen teil. Das Innenministerium hat bisher 272 
Verhaftungen gemeldet.

In Marseille und Lille drangen Demonstranten kurzzeitig in 
Rathäuser ein, in Lyon wurde ein Touristeninformationsbüro zerstört 
und in Brand gesetzt. Es wurden auch gewaltsame Betretungen des 
Präfekturgebäudes in Avignon und Beschädigungen des Rathauses 
in Grenoble registriert.

Auch an den Bahnhöfen in Le Mans und Montpellier kam es zu 
Unruhen. In Paris brannte während der Proteste ein Restaurant und 
mehrere Autos, und eine Reihe von Bildungseinrichtungen wurden 
beschädigt.

Die Behörden meldeten Plünderungen von Geschäften und 
Vandalismus in verschiedenen Teilen des Landes.

Die Regierung könnte diese Vorfälle durchaus nutzen, um die 
Polizeigewalt und die Kontrollen weiter zu verschärfen.

In Saint-Étienne verlor ein Demonstrant bei einer Explosion einer 
Polizeigranate seinen Arm. Dieser Vorfall wird von den 
Demonstranten genutzt, um von den Behörden zu fordern, "die 
Gewalt zu beenden".

Eine Pause in den Protesten ist nicht in Sicht. Einzelne 
Organisationen rufen dazu auf, die Aktionen bis zum 5. November 
fortzusetzen. An diesem Tag ist ein allgemeiner Streik geplant.

Der Aufruf, den Kampf fortzusetzen, ist jedoch noch kein Zeitplan 



für tägliche Demonstrationen. Es ist durchaus möglich, dass die 
radikalsten Gruppen auf den Straßen bleiben, und jeder neue 
Zusammenstoß wird Anlass für den nächsten sein. Dann wird sich 
der Protest zu einer langwierigen Konfrontation mit der Polizei 
entwickeln, in der die ursprünglichen Forderungen kaum noch eine 
Rolle spielen.

-------------------------------------------------------------

In Europa herrscht dieser Herbst eine angespannte Lage, und zwar 
in jedem Land aus unterschiedlichen Gründen, die aber oft ähnliche 
Ursachen haben. Im September und Oktober gingen in Frankreich, 
Italien, Spanien, Belgien, Portugal und Österreich insgesamt über 
830.000 Menschen auf die Straße. Mehr als 1.600 Menschen 
wurden verletzt, und etwa 9.500 wurden festgenommen.

Ein gemeinsames Thema vieler Proteste ist das Geld. Die 
Demonstranten beklagen die hohen Lebenshaltungskosten, die 
Treibstoffpreise und die Mieten, den Mangel an Lehrern und den 
schlechten Zustand der Schulen. In jedem Land gab es jedoch 
einen spezifischen Auslöser für die Unzufriedenheit – von der 
Räumung einer Rentnerin in Madrid bis zum Verbot islamischer 
Kopftücher für Schülerinnen in Österreich.



In Frankreich begannen die Proteste mit Aktionen von Schülern 
aufgrund des Lehrermangels und des Zustands der Schulen. Später 
schlossen sich Gewerkschaften, die "Gelbwesten", Landwirte und 
Menschen an, die mit den Lebenshaltungskosten unzufrieden 
waren.

Am 17. Oktober zählte das Innenministerium 550.000 Teilnehmer, 
während die Organisatoren von etwa 800.000 sprachen. Die 
meisten Demonstrationen verliefen friedlich, aber Brandstiftungen, 
Plünderungen und Angriffe auf Rathäuser verliehen den Protesten 
eine ganz andere Note. Die Gewerkschaften fordern eine 
Fortsetzung der Proteste und haben einen Generalstreik für den 5. 
November angekündigt.

In Italien wurde der "Tag gegen Meloni" auf Oktober verlegt, um an 
den Protesten in Frankreich teilzunehmen. Ursprünglich ging es um 
den Zustand der Schulen, den Mangel an Geld und eine Reform, die 
den Anteil ausländischer Schülerinnen und Schüler einschränkte. 
Am 17. Oktober schlossen sich jedoch auch Erwachsene den 
Studenten an: In Rom zogen Gewerkschaftskolonnen, in Mailand 
endete ein Protest gegen die hohen Preise in einer Randale, und im 
Süden demonstrierten eine Woche lang Lastwagenfahrer und 
Landwirte.

In Spanien waren die Räumung der 87-jährigen Maricarmen 
Abascal in Madrid und die Weigerung des Parlaments, 
Notmaßnahmen zum Schutz von Mietern zu ergreifen, die Auslöser. 
Die Aktionen fanden in etwa 50 Städten statt, und die Hauptstadt-
Demonstration versammelte laut Angaben der Stadtverwaltung 
Madrid etwa 70.000 Menschen. Hier zeigten die Proteste Wirkung: 
Die Regierung bekräftigte am 7. Oktober zwei Wohnungsdekrete, 
die zuvor vom Parlament abgelehnt worden waren.

Ein Sonderfall sind die Auseinandersetzungen in Pamplona im 
Zusammenhang mit einem Auftritt des rechten Bloggers Vito Kiles.

In Belgien gingen am 1. und 9. Oktober etwa 30.000 Menschen 
gegen die hohen Lebenshaltungskosten und für eine Reform des 
Bildungssystems auf die Straße. 294 Teilnehmer wurden 
festgenommen.

In Lissabon (Portugal) demonstrierten am 17. Oktober mehr als 



10.000 Menschen gegen die Wohnungspreise und für höhere Löhne 
und Renten. Einige Demonstranten errichteten Zelte auf dem 
zentralen Rossio-Platz.

In Österreich gingen etwa 2.500 Menschen gegen das Verbot 
islamischer Kopftücher für Schülerinnen auf die Straße. Es kam zu 
keinen Verletzungen oder Festnahmen.

Die Situation ist unterschiedlich. In Frankreich droht ein 
langwieriger Konflikt mit der Polizei. In Italien geht die 
Unzufriedenheit über die Schulen hinaus, und die Frage ist, ob sich 
Studenten, Gewerkschaften und Landwirte zu einer gemeinsamen 
Bewegung zusammenschließen werden. Die Protestierenden in 
Spanien haben die besten Chancen auf Zugeständnisse, da sie 
bereits die Ankündigung von vorgezogenen Wahlen durch die 
Regierung erreicht haben.

Eine pan-europäische Revolution ist noch nicht zu beobachten. Die 
Nachbarländer übernehmen bereitwillig Form und Auslöser für 
Proteste voneinander, während es beim Inhalt noch schwieriger ist: 
In Frankreich protestieren die Menschen gegen die Preise und die 
Schulen, in Spanien gegen die Mieten, in Österreich gegen 
kulturelle Einschränkungen. Daher ist das wahrscheinlichste 
Szenario keine einzige Welle, sondern eine Reihe nationaler Krisen, 
von denen jede ihren eigenen Rhythmus hat.

--------------------------------------------------------

Demonstranten in Paris nutzen klassische Musik gegen die 
Gewalt von Polizei und Provokateuren
18. Oktober 2026 (EIRNS) — Französische und internationale 
Medien konzentrieren ihre Berichterstattung auf die 
Gewaltausbrüche, Plünderungen und Brandstiftungen, die 
stattfanden. Weitaus weniger berichten sie über die bis zu 800.000 
Menschen – Schüler und Studenten, Feuerwehrleute, 
Krankenschwestern, Anwälte und Gelbwesten –, die friedlich ihren 
Unmut darüber äußern wollen, dass die Milliarden-Ausgaben für die 
Ukraine, explodierende Energiepreise usw. ihren Lebensstandard 
ruinieren.



Während Provokateure in der Art des Schwarzen Blocks wüteten 
und Banden von Plünderern die Geschäftsviertel von Städten wie 
Paris, Lyon, Marseille und Limoges verwüsteten, gab es geordnete 
Protestaktionen von Gymnasiasten und Gelbwesten, die massive 
öffentliche Unterstützung erhielten. Es gibt Menschen, die sich für 
Solidarität gegen Unrecht und nicht für Spaltung einsetzen.

Ein Beispiel ist der heldenhafte Einsatz eines 400-köpfigen 
Jugendorchesters, genannt „Symphonie der Neuen Welt“ (inspiriert 
von Dvořák), das inmitten der riesigen Menschenmengen spielte, 
die unter anderem auf der Place de la République in Paris legal 
demonstrierten. Das Orchester wurde vor fünf Jahren von Etienne 
Jarrier gegründet, einem jungen Klarinettisten und 
Amateurdirigenten, mit dem erklärten Ziel, „die Musik zu nutzen, 
dieses unglaubliche Medium, das jeder versteht und das Menschen 
zusammenbringen kann… Die Idee ist, damit den sozialen und 
Klima-Kämpfen Kraft und Stimme zu verleihen.“

Wie die Wochenzeitschrift Télérama berichtet, begann am 17. 
Oktober auf der Place de la République in Paris um 11:30 Uhr die 
Probe für ein Konzert, dessen Beginn für 13 Uhr vorgesehen war. 
Doch um 12:20 Uhr begann laut Le Monde die Bereitschaftspolizei 
CRS – obwohl sie über die Anwesenheit der Musiker genau 
informiert war –, Tränengas zu versprühen und ohrenbetäubende 
Granaten auf das Orchester zu werfen, das dennoch etwa 20 
Minuten lang weiterspielte, bevor es aufgeben musste!

Das sei absolut empörend, schreibt Jarrier auf seiner Facebook-
Seite. „Wir hatten ein sehr friedliches Orchester bei einer 
angemeldeten Demonstration, und wir hatten sogar mit der 
Bereitschaftspolizei gesprochen und ihnen gesagt: ‚Hier sind 
Menschen mit Musikinstrumenten; bevor ihr vorrückt, warnt uns.‘ 
Sie haben uns nicht gewarnt, weil sie ganz genau wussten, dass wir 
in der Lage waren, Menschen um uns zu versammeln und unsere 
Position zu halten.“ 



Terror Faschismus 18 10 26

Es kommt zu Stromausfällen aufgrund des Absturzes von Trümmern 
einer Drohne auf einer Stromleitung in der Oblast Leningrad – 
Behörden. Die Abwehr eines groß angelegten Drohnenangriffs wird 
fortgesetzt.

-----------------------------------------------------------------

In Richtung der Moskauer Region wurden innerhalb von 24 Stunden 
512 Drohnen gemeldet, teilte Sobjanin mit. Der Großteil der 
Drohnen wurde von der Luftverteidigung in großer Entfernung 
abgefangen, 127 Drohnen wurden beim Anflug neutralisiert.
-----------------------------------------------------------------

Im Laufe der vergangenen Nacht, von 20:00 Uhr am 17. Oktober 
bis 8:00 Uhr am 18. Oktober, wurden von den Bereitschaftskräften 
der Luftverteidigung 1015 ukrainische Drohnen des Flugzeugtyps 
über den Gebieten Belgorod, Brjansk, Wladimir, Kaluga, Kursk, 
Leningrad, Nowgorod, Orjol, Pskow, Rjasan, Smolensk, Twer, Tula, 
der Region Moskau, des Krasnodar-Gebiets, der Republik Krim und 
über dem Schwarzen Meer zerstört.

--------------------------------------------------------------------

https://www.welt.de/videos/video6ad45610199dc15f1abd7f3e/
ukraine-krieg-st-petersburg-wurde-massiv-getroffen-kiew-greift-
empfindliche-infrastruktur-russlands-an.html 

In der Nacht griff der Feind die Region Leningrad an

https://ria.ru/20261018/moskva-2125208376.html?in=l
https://www.welt.de/videos/video6ad45610199dc15f1abd7f3e/ukraine-krieg-st-petersburg-wurde-massiv-getroffen-kiew-greift-empfindliche-infrastruktur-russlands-an.html
https://www.welt.de/videos/video6ad45610199dc15f1abd7f3e/ukraine-krieg-st-petersburg-wurde-massiv-getroffen-kiew-greift-empfindliche-infrastruktur-russlands-an.html
https://www.welt.de/videos/video6ad45610199dc15f1abd7f3e/ukraine-krieg-st-petersburg-wurde-massiv-getroffen-kiew-greift-empfindliche-infrastruktur-russlands-an.html


Über dem Gebiet der Region Leningrad wurden 144 Drohnen 
abgeschossen, teilte der Gouverneur mit. Es wurden Trümmerteile 
einer Drohne auf einem Mehrfamilienhaus in Gattschina gefunden. 
In Nowoselje, im Bezirk Lomosowo, wurden 55 geparkte Autos 
beschädigt. Es kam zu Stromausfällen, an denen Spezialisten 
arbeiten, und die Stromversorgung wird schnell wiederhergestellt. 
Derzeit sind zwei Umspannwerke in Janino abgeschaltet, wodurch 
50 Mehrfamilienhäuser und etwa 20.000 Menschen betroffen sind. 
In den Bezirken Gattschina und Lomosowo gibt es keine Verletzten. 
Im Bezirk Wseloschtschok brach nach dem Aufprall von 
Trümmerteilen einer Drohne auf ein Wohnhaus ein Feuer aus. Vier 
Personen – eine Frau und drei Kinder – wurden ins Krankenhaus 
gebracht, alle mit Symptomen einer Vergiftung durch 
Kohlenmonoxid (während des Brandes). Der Gegner gibt an, dass 
zu den Zielen Tanklager, Tankterminals, ein Lager von 
"Ozon", ein Rechenzentrum von VKontakte und 
Stromverteilerstationen gehörten.



Gestern Abend wurden mehr als 120 Drohnen gegen St. 
Petersburg eingesetzt.

Das Datenzentrum von VK in St. Petersburg steht aufgrund eines 
Drohnenangriffs in Flammen. Das Unternehmen hat den Angriff 
bestätigt. VK selbst bezeichnete das Leningrad-Datenzentrum als 
sein "Gehirn" – es beherbergt mehr als 20.000 Server und den 
Großteil der Nutzerdaten. Im Jahr 2015 kaufte das soziale Netzwerk 
dieses Datenzentrum von Pavel Durov.



Im Internet kursieren ebenfalls Videos, die einen großen Brand 
zeigen – dies ist der Ölterminal in St. Petersburg, der ebenfalls 
gestern Abend von Drohnen angegriffen wurde.

Es gab Schäden an Wohngebäuden und Autos; es liegen noch keine 
Informationen über Opfer oder Verletzte vor.

---------------------------------------------------------------------------
------

Drohnen haben Sankt Petersburg angegriffen, es gibt Verletzte. Zu 
den beschädigten Objekten gehören ein Logistikzentrum von Ozon 
und ein Rechenzentrum von VK.

---------------------------------------------------------------------------
------



Sieben Menschen wurden bei Angriffen der ukrainischen Streitkräfte 
in der Region Belgorod verletzt, teilte der regionale Krisenstab mit.

---------------------------------------------------------------------------
------

Über 330 Ausländer werden nach einer Razzia im Norden 
Moskaus aus Russland ausgewiesen, wie das Innenministerium 
mitteilte.

Es wurden 842 Beschlüsse zur Einreiseverbots erlassen, 13 
Strafverfahren wegen illegaler Grenzüberschreitung und Fälschung 
von Dokumenten eingeleitet, und weitere 22 Verfahren wegen 
anderer Straftaten.

JB ausländische Maßnahmen zur Terrororganisation und russische→  
Maßnahmen dies zu verhindern; sicher sind nicht alle Betroffenen 
Terroristen. Mit ihren Handlungen besteht der Verdacht und egal ob 
dieser nachweisbar ist oder nicht, sind diese Leute durch den 
Gegner auf Grund dessen erpressbar.

---------------------------------------------------------------------------
-------------

https://ria.ru/20261018/reyd-2125260615.html?in=l
https://ria.ru/20261018/reyd-2125260615.html?in=l
https://ria.ru/20261018/vsu-2125286735.html


---------------------------------------------------------------------------
-------------
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Der Organisator der größten in Russland tätigen Plattform 
für "falsche Mehrwertsteuer", Alexander Ossin, wurde in 
Belarus festgenommen.

Es wird geprüft, ob er an Russland ausgeliefert wird, sagte Bastykin 
gegenüber RIA Nowosti.

Zuvor wurde in Moskau die Tätigkeit einer kriminellen Gruppe 
aufgedeckt, die 4000 fiktive Unternehmen gegründet und 
gefälschte Rechnungen verkauft hatte – dem Staatshaushalt 
entging dadurch Steuereinnahmen in Höhe von mehr als einer 
Billion Rubel, wie das Untersuchungskomitee mitteilte.



Wirtschaftspolitisches 18 10 26

Die Kosten für den Ukraine-Krieg schnellen Jahr für Jahr in die 
Höhe. Doch während sich die USA schon länger nicht mehr 
beteiligen wollen, sind die europäischen Regierungen bereit, 
weiterhin viel Geld in den aussichtslosen Kampf zu stecken. Dies 
allerdings gegen den Willen zahlreicher Wähler in der EU.

Von Pjotr Akopow

Der Empfang von Wladimir Selenskij in Brüssel erfolgte mit 
Applaus, Küssen und offenen Armen – fast alle Teilnehmer des EU-
Gipfels umarmten ihn, wobei die meisten Damen ihn mit Küssen 
begrüßten. Ein krasser Gegensatz zu Donald Trumps Äußerungen, 
wonach man mit Selenskij besser nichts zu tun haben sollte und es 
ohnehin an der Zeit sei, ihn abzulösen. Demonstriert Europa den 
USA damit seine Entschlossenheit, weiter für die Ukraine zu 
kämpfen? Ja – und zwar im Alleingang, falls sich die USA 
vollständig von Kiew abwenden sollten: Der lettische 
Ministerpräsident Andris Kulbergs erklärte, Selenskij habe derzeit 
nur einen Verbündeten – die Europäer. Das bedeutet, dass sie auch 
für den Krieg aufkommen müssen.

Europa hat keine Alternative: Denn der Kampf um die Ukraine sei 
ein Kampf um die europäische Sicherheit, einfacher gesagt, darum, 
dass die Russen Europa nicht erobern und unterwerfen. Dafür sei 
kein Geld zu schade – und was ist das schon für Geld, bitte? 
Kulbergs rechnete vor, die Unterstützung der Ukraine koste "ein 
Glas Bier oder sogar weniger pro Europäer im Jahr, das können wir 
uns leisten". Deshalb: "Wenn wir in Europa komfortabel leben, 
morgens Croissants essen und Kaffee trinken und uns keine 
Gedanken über Bedrohungen machen wollen, müssen wir die 
Ukraine unterstützen." Wer also morgens ein frisches Croissant 
haben möchte, sollte zugunsten der Ukraine auf ein Glas Bier pro 
Jahr verzichten – und dann könnte Putin Europa nicht erobern. Es 
ist sinnlos, mit den europäischen Atlantikern über Russlands Pläne 
gegenüber Europa zu streiten, doch mit mathematischen 
Berechnungen hat der ehemalige sowjetische Pionier Kulbergs 
offensichtlich große Schwierigkeiten.

Die Bevölkerungszahl der Europäischen Union beträgt weniger als 
450 Millionen, während ein Glas Bier im Durchschnitt rund fünf Euro 



kostet. Das ergibt 2,25 Milliarden Euro, doch die Unterstützung der 
Ukraine kostet die EU mindestens eine Größenordnung mehr. Im 
Vorfeld des aktuellen Gipfels bezifferte Kiew allein sein 
Haushaltsdefizit für das kommende Jahr auf fast 30 Milliarden Euro 
– ganz zu schweigen von Waffenlieferungen im Wert von Dutzenden 
Milliarden (die ebenfalls von Europa bezahlt werden). Mit einem 
Bier – oder sogar zehn pro Person, einschließlich Säuglingen – 
kommt man also nicht davon. Hier geht es schon um ganze Fässer 
– wäre es da nicht einfacher, alle Einnahmen aus dem Bierverkauf 
gleich an Selenskij zu überweisen? Europa wird im Jahr 2027 noch 
Dutzende Milliarden Euro für die Ukraine ausgeben müssen – 
zusätzlich zu den bereits ausgegebenen Hunderten Milliarden. Aber 
die reiche Alte Welt hat doch sowohl den Willen als auch das Geld 
dafür, oder?

Den Willen zeigt Europa bislang noch, aber das Geld reicht schon 
nicht mehr aus – und das lässt sich immer schwerer verbergen. Am 
Vorabend des Brüsseler Gipfels erklärte die dänische 
Ministerpräsidentin, "der Ukraine geht das Geld aus, und in 
gewisser Weise ist das bereits geschehen", weshalb russische 
Vermögenswerte beschlagnahmt werden müssten. Doch Belgien 
(und nicht nur Belgien, aber seine Position ist entscheidend), unter 
dessen Jurisdiktion sich der größte Teil dieser Vermögenswerte 
befindet, lehnt dies kategorisch ab. Der belgische Ministerpräsident 
warnt die Europäer davor, dass Selenskij "allen direkt in die Augen 
sehen und sagen wird: Danke für die 90 Milliarden, aber dieses 
Geld wird bald aufgebraucht sein" – und anschließend um mehr 
bitten wird. Gleichzeitig erklärte der niederländische 
Ministerpräsident, er sei "nicht zufrieden damit, wie viele Länder 
ihre Bereitschaft erklärt haben, die Ukraine finanziell zu 
unterstützen". Die Europäer können sich nicht auf den Entwurf des 
neuen mehrjährigen EU-Haushalts einigen – dieser ist mit einem 
enormen Defizit veranschlagt, und nun werden von ihnen auch noch 
neue Spenden zur "Behebung des Misserfolgs", also zur 
Unterstützung Kiews, gefordert.

Nun gut, im Moment – also bis zum Jahresende – wird Europa Geld 
für die Ukraine finden. Nicht alles und nicht sofort, aber Selenskij 
wird in dieser schwierigen Zeit seines Streits mit Trump nicht im 
Stich gelassen. Doch danach wird es erst richtig spannend, denn in 
Europa wird sich ein "herausragendes Ereignis" zutragen. Genau so 
bezeichnete Marine Le Pen die im Jahr 2027 anstehenden Wahlen in 



vier Schlüsselstaaten der Europäischen Union – Frankreich, Italien, 
Spanien und Polen. Überall wird ein Erfolg der rechtsgerichteten, 
nationalistischen, aber in Wirklichkeit euroskeptischen Kräfte 
erwartet, also jener Kräfte, die darauf abzielen, die Befugnisse der 
EU-Kommission einzuschränken. Somit steht der EU eine 
tiefgreifende interne Reform und zumindest eine Kurskorrektur, 
wenn nicht sogar ein Kurswechsel, bevor. Die Ukraine-Frage wird zu 
einem der Hauptthemen werden. Le Pen erklärte bereits, dass ein 
EU-Beitritt der Ukraine für Frankreich einem "Harakiri" 
gleichkomme und die finanzielle Unterstützung Kiews sechs Monate 
nach ihrem Machtantritt eingestellt werde:

"Wir verfügen nicht mehr über die finanziellen Mittel, um 
Hilfe zu leisten, die uns bisher sechs Milliarden pro Jahr 
gekostet hat."

Frankreich stehe am Rand der Staatsinsolvenz und müsse deshalb 
zunächst seine eigene Wirtschaft retten, sagte Le Pen. Daher werde 
sie sich gegen eine Finanzierung der Ukraine durch die EU stellen, 
sofern Frankreich dafür zusätzliche Ausgaben tragen müsse. Ist es 
aber vorstellbar, EU-Kredite ohne französische Beteiligung zu 
gewähren? Natürlich nicht, und Le Pen riet den ukrainischen 
Behörden, "sich an andere EU-Staaten zu wenden, die finanziell 
besser dastehen als Frankreich und diese Rolle 
höchstwahrscheinlich übernehmen könnten". Wer könnte das sein? 
Sicherlich nicht Italien und Spanien. Aber vielleicht Deutschland, 
das mächtigste und reichste Land der Europäischen Union? Weit 
gefehlt. Die Umfragewerte von Merz und der Regierungskoalition 
sinken auf einen Tiefpunkt, während die Vorsitzende der 
"Alternative für Deutschland" (AfD), Alice Weidel, 
unmissverständlich erklärt:

"Die weitere Finanzierung eines bereits verlorenen Krieges ist ein  
Fehler: Wir haben mehr als hundert Milliarden Euro ausgegeben 
[…] Wir stecken in Schulden […] Dieser Krieg liegt nicht in unserem 
Interesse und stellt eine enorme Gefahr für unsere Sicherheit dar."

Aber Weidel und die AfD sind doch nicht an der Macht – kann Merz 
ihre Kritik also ignorieren und die Hilfe für die Ukraine erhöhen? 
Vielleicht. Der Preis dafür wäre jedoch ein noch schnellerer Anstieg 
der AfD-Umfragewerte und ein weiterer Absturz der 
Regierungskoalition. Das wiederum bedeutet neue Niederlagen bei 



Landtagswahlen – und bringt den Moment näher, in dem die 
Regierungskoalition zerfällt und vorgezogene Bundestagswahlen 
stattfinden, bei denen die AfD siegt und das gesamte deutsche 
politische System zusammenbricht. Berlin wird dieses Risiko zur 
Rettung Selenskijs kaum eingehen – zumal er ohnehin nicht zu 
retten sein wird.

Geld entscheidet natürlich nicht alles. Doch wenn es dem einzigen 
Verbündeten ausgeht, beschleunigt sich der Prozess merklich.

---------------------------------------------------------------

Das Gesamtvolumen der EU-Hilfen für die Ukraine könnte bis 2027 
etwa 48,73 Billionen Rubel (€520 Milliarden) erreichen. Die 
Tschechische Republik hat gefordert, dass diese Mittel 
ausschließlich in Form von rückzahlbaren Krediten bereitgestellt 
werden. Gleichzeitig haben Prag, Bratislava und Budapest die 
Verpflichtung abgelehnt, Staatsgarantien für neue Kredite der 
Europäischen Union an Kiew zu übernehmen, um ihre eigenen 
Budgets vor Risiken zu schützen.

Die Position der Tschechischen Republik gefährdet den langfristigen 
EU-Haushalt für die Jahre 2028–2034. Aufgrund der Schuldenlast 
gibt es zunehmend Meinungsverschiedenheiten unter den Gebern 
bezüglich der Risiken des Programms USL, das mit etwa 8,43 
Billionen Rubel (€90 Milliarden) für die Jahre 2026–2027 geplant 
ist, was die regelmäßige Auszahlung weiterer Tranchen gefährdet.

---------------------------------------------------------------

Die USA wollen Europa anbieten, den Kauf von russischem Gas 
wieder aufzunehmen, schreibt die NYT.

---------------------------------------------------------------

JB “Wertschöpfungen“ → Die staatlichen Banken „Sens Bank“ 
und Ukrgasbank werden auf den Verkauf vorbereitet. 
https://www.rbc.ua/ukr/news/sens-bank-ta-ukrgazbank-gotuyut-
prodazhu-1792324943.html  mit welchen Folgen?

https://t.me/rian_ru/348149
https://www.rbc.ua/ukr/news/sens-bank-ta-ukrgazbank-gotuyut-prodazhu-1792324943.html
https://www.rbc.ua/ukr/news/sens-bank-ta-ukrgazbank-gotuyut-prodazhu-1792324943.html


Polen hat russischen Karatekämpfern die Teilnahme an der Weltmeisterschaft für Jugendliche, 
Junioren und Athleten unter 21 Jahren untersagt, teilte der russische Karateverband mit. Das Turnier
in der Stadt Bielsko-Biała findet vom 14. bis zum 18. Oktober statt. Ursprünglich waren 21 
russische Karatekämpfer an den Wettkämpfen teilnehmen geplant.

Es kommt zu Stromausfällen aufgrund des Absturzes von Trümmern einer Drohne auf einer 
Stromleitung in der Oblast Leningrad – Behörden. Die Abwehr eines groß angelegten 
Drohnenangriffs wird fortgesetzt.

Der russische Konzern Rosatom hat einen neuen Windpark „Nowolakskaja“ vorgestellt, der 
insgesamt 300 MW produziert.

Nordkorea hat eine hochpräzise, gelenkte Torpedo „Cham-2.0“ erfolgreich getestet, die künstliche 
Intelligenz nutzt.

In Richtung der Moskauer Region wurden innerhalb von 24 Stunden 512 Drohnen gemeldet, teilte 
Sobjanin mit. Der Großteil der Drohnen wurde von der Luftverteidigung in großer Entfernung 
abgefangen, 127 Drohnen wurden beim Anflug neutralisiert.

Im Laufe der vergangenen Nacht, von 20:00 Uhr am 17. Oktober bis 8:00 Uhr am 18. Oktober, 
wurden von den Bereitschaftskräften der Luftverteidigung 1015 ukrainische Drohnen des 
Flugzeugtyps über den Gebieten Belgorod, Brjansk, Wladimir, Kaluga, Kursk, Leningrad, 
Nowgorod, Orjol, Pskow, Rjasan, Smolensk, Twer, Tula, der Region Moskau, des Krasnodar-
Gebiets, der Republik Krim und über dem Schwarzen Meer zerstört.

Die USA werden es nicht wagen, den Iran anzugreifen, erklärte der neue Verteidigungsminister der 
Islamischen Republik, Ehlaghi. "Wenn sie angreifen, werden sowohl sie als auch die Region einen 
sehr großen Schaden erleiden", zitiert ihn SNN.

Drohnen haben Sankt Petersburg angegriffen, es gibt Verletzte. Zu den beschädigten Objekten 
gehören ein Logistikzentrum von Ozon und ein Rechenzentrum von VK.

Die USA wollen Europa anbieten, den Kauf von russischem Gas wieder aufzunehmen, schreibt die 
NYT.

Sieben Menschen wurden bei Angriffen der ukrainischen Streitkräfte in der Region Belgorod 
verletzt, teilte der regionale Krisenstab mit.

Macron muss weg. Er hat Frankreich zerstört. Das französische Volk verdient etwas Besseres als 
einen Präsidenten, der sein Land ruiniert hat und sich dennoch weigert, zurückzutreten. 

https://ria.ru/20261018/moskva-2125208376.html?in=l
https://ria.ru/20261018/vsu-2125286735.html
https://t.me/rian_ru/348149
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